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J. Einführung 

Der Aufſatz „Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer“ 
in Nr. 36 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung behandelt die 
Grundzüge des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer. 
Einzelfragen, die ſich bei der Erhebung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer im Tohnabzugsver⸗ 
fahren ergeben, find in Nr. 37 der Deutſchen Steuer- 
Zeitung von Regierungsrat Dr. Oeftering behandelt 
worden. Sonderfragen, die ſich bei der Erhebung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer bei veranlagten 
Steuerpflichtigen ergeben, ſollen in den folgenden 
Ausführungen behandelt werden. 


2. Perſönliche Steuerpflicht 
§ 2 Abſatz 1 der Kriegswirtſchaftsverordnung (AWV) 
gemäß erhebt das Reich einen Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer. Perſönlich ſteuerpflichtig ſind nur 
Einkommenſteuerpflichtige (Hinweis auf § 1 
EStG). Körperſchaften, Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen unterliegen 
nicht dem Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer. Wenn im „Deutſchen Steuerblatt“ Nr. 17 vom 
10. September 1939 die Anſicht vertreten wird, daß der 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer auch von den Kör⸗ 
perſchaftſteuerpflichtigen zu erheben fei, fo ift 

as alſo unrichtig. 

Die unbeſchränkte Steuerpflicht gründet ſich in der 
Hauptſache auf einen Wohnſitz oder auf den gewöhnlichen 
ufenthalt der natürlichen Perſonen im Inland (Hinweis 
auf § 13 und § 14 Abſatz 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes). 
8 14 Abſatz 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes gemäß werden 
Auslandsbeamte im Sinn des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes (und des Vermögenſteuergeſetzes) wie Perſonen be⸗ 
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handelt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt an dem Ort 
haben, an dem ſich die inländiſche öffentliche Kaſſe befindet, 
die die Dienſtbezüge des Auslandsbeamten zu zahlen hat. 
§ 14 Abſatz 3 des Steueranpaſſungsgeſetzes gemäß werden 
die Inhaber und die leitenden Angeſtellten 
eines inländiſchen Unternehmens, auch wenn ſich dieſe Per⸗ 
ſonen nicht im Inland aufhalten, im Sinn der Steuergeſetze 
wie Perſonen behandelt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
an dem Ort haben, an dem ſich die Geſchäftsleitung oder 
der Sitz des inländiſchen Unternehmens befindet. Das 
gleiche gilt für Mitglieder des Aufſichtsrats 
oder Verwaltungsrats eines inländiſchen Unter⸗ 
nehmens, wenn ſie ſich an der Geſchäftsführung des inlän⸗ 
diſchen Unternehmens weſentlich beteiligen. 


Dieſe Vorſchriften im § 14 Abſätze 2 und 3 
des Steueranpaſſungsgeſetzes gelten auch 
für den Kriegszuſchlag zur Einkommen ⸗ 
ſteuer. Das ergibt ſich aus dem Zuſchlags⸗ 
charakter dieſer Steuer. 


Die perſönliche Steuerpflicht wird nicht dadurch in 
Frage geſtellt, daß der Steuerpflichtige zur Wehrmacht ein- 
gezogen ift. Überſteigen z. B. die Bezüge eines Arbeit- 
nehmers, die ihm ſein Arbeitgeber während der Ein- 
berufung zum Heeresdienſt weiterzahlt, die Freigrenze, jo 
iſt der Arbeitnehmer zum Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer heranzuziehen. Das gleiche gilt für ſolche Steuer⸗ 
pflichtigen, die zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
zu veranlagen ſind. Dabei iſt aber zu beachten, daß 
das Dienſteinkommen der mobil verwendeten Ange⸗ 
hörigen der Wehrmacht keinen Teil der Beſteue⸗ 
rungsgrundlage bildet (Hinweis auf § 3 Ziffer 3 
Buchſtabe e EStG und den RdF⸗Erlaß vom 15. September 
1939, RStBl. 1939 S. 1005). 
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3. Beſchränkt Steuerpflichtige 


Bei veranlagten Steuerpflichtigen gilt die Freigrenze 
von 2 400 RM nur für unbeſchränkt Einkommenſteuer⸗ 
pflichtige (Hinweis auf § 2 Abſatz 3 KWP). Die entz 
ſprechende Vorſchrift über die Freigrenzen im Lohnabzugs⸗ 
verfahren findet ſich im 8 1 der Erſten EZ DB. Dort iſt nicht 
ausdrücklich darauf hingewieſen, daß der Arbeitnehmer 
unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſein muß. Aus der Tat⸗ 
ſache, daß dieſe Vorſchrift ſich als eine Ergänzung der allge⸗ 
meinen Vorſchrift über die Freigrenze im 8 2 Abſatz 2 KWV 
darſtellt, folgt, daß die Freigrenzen beim Lohn⸗ 
abzugs verfahren auch nur bei unbeſchränkt 
Steuerpflichtigen anzuwenden find. Für be⸗ 
ſchyänkt Steuerpflichtige gibt es alfo keine Frei⸗ 
grenze. Das hat ſeinen Grund darin, daß die beſchränkt 
Einkommenſteuerpflichtigen nur mit gewiſſen inländiſchen 
Einkünften der Einkommenſteuer und damit dem Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer unterworfen ſind. Eine 
Freigrenze läßt ſich bei dieſen Steuerpflichtigen nicht recht⸗ 
fertigen. 

Die Härtevorſchriften im 8 6 der Erſten EZ DB 
knüpfen unmittelbar an die Vorſchriften über die Frei⸗ 
grenzen im § 2 Abſatz 2 KWV und im § 1 der Erſten EDB 
an. Dieſe Vorſchriften gelten nicht für beſchränkt 
Steuerpflichtige. Das hat zur Folge, daß auch die Vor⸗ 
ſchriften über die Beſeitigung von Härten 
im § 6der Erſten EZ DBnur für unbeſchränkt 
Steuerpflichtige, nicht auch für beſchränkt Steuer⸗ 
pflichtige gelten. 

Die Vorſchriften im § 3 Abſatz 2 der Erſten EZ DB 
über die Begrenzungen der Höhe des Kriegs 
zuſchlags zur Einkommenſteuer gelten auch 
für beſchränkt Steuerpflichtige. Danach darf 
der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer auch bei dieſen 
Steuerpflichtigen nicht mehr als 15 v. H. des Betrags 
ausmachen, nach dem ſich die Einkommenſteuer nach der 
Einkommenſteuertabelle bemißt. Die weitere Begrenzung, 
daß die Einkommenſteuer und der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer nicht mehrals 65 v. H. des Einkommens 
ann dürfen, wird bei beſchränkt Steuerpflichtigen nicht 
praktiſch. 


4. Anwendung der Freigrenze bei Land- und Forſtwirten 


Einkünfte aus Qand- und Forſtwirtſchaft werden 8 13 
Abſatz 3 EStG gemäß in vollem Umfang zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen, wenn das Einkommen 
8 000 RM überſteigt. Wenn das Einkommen dieſen 
Betrag nicht überſteigt, ſo werden die Einkünſte aus Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft zur Einkommenſteuer nur herangezogen, 
ſoweit fie 3000 RMüberſteigen. Dieſe Vergünſti⸗ 
gung für die Bezieher von land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Ein⸗ 
künften beruht auf dem Gedanken, daß die Einkommenſteuer 
der Land⸗ und Forſtwirte mit kleinem Einkommen durch die 
Grundſteuer, die auf dem Grundbeſitz laſtet, abgegolten ſein 
fol (landwirtſchaftliche Einheitſteuer“). 
Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger hat nur 2000 RM Einkünfte aus Land- 
und Forſtwirtſchaft. Dieſe werden bei der Einkommenſteuer 
nicht erfaßt. 

B. Ein Steuerpflichtiger hat 8 800 RM Einkünfte aus Land- und 
Forſtwirtſchaft und 1800 RM Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung. Die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Einkünfte 
ſind bei der Einkommenſteuer nur in Höhe von 
800 RM zu berückſichtigen. 


Die Vorſchriften im 813 Abſatz 3 Sätze 1 
und 2 ſind Tarifvorſchriften. Die Höhe des 
Einkommens im Sinn des § 2 Abſatz 2 EStG wird 
durch die bevorzugte ſteuerliche Behandlung der land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Einkünfte nicht berührt. Für die 
Anwendung der Freigrenze, die 8 2 Abſatz 2 
KW für den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer auf- 
ſtellt, müſſen daher die Vorſchriften im $ 13 Ab- 
den Sätze 1 und 2 EStG ͤunberückſichtigt 

eiben. 


Beiſpiel: 

Das Einkommen im Sinn des $ 2 Abſatz 2 EStG beträgt 
in dem Beiſpiel B, wenn die Sonderausgaben 300 RM aus⸗ 
machen, 5300 RM. Die Freigrenze findet auf dieſen 
Steuerpflichtigen keine Anwendung, obgleich für die 
Zwecke der Einkommenſteuer von (800 NM -+ 
1800 RM — 300 RM) = 2300 RM auszugehen ift. 


5. Beſteuerungsgrundlage im erſten Erhebungszeitraum 


Beſteuerungsgrundlage beim Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer iſt das Einkommen. Das Einkommen 
fegt ſich zuſammen aus den Einkünften der fieben Ein⸗ 
lunftsarten, die im § 2 Abſatz 3 EStG bezeichnet find. Von 
dem Geſamtbetrag dieſer Einkünfte ſind zur Bildung des 
Einkommens noch die Sonderausgaben abzuziehen. Das 
Einkommen faßt die Ergebniſſe des vollen Kalenderjahrs 
zuſammen. Eine Aufſpaltung des Einkommens für 
beſtimmte Zeiträume innerhalb des Kalen⸗ 
derjahrs iſt nicht möglich. Für die Errechnung des 
Einkommens iſt es bedeutungslos, in welchen Monaten des 
Kalenderjahrs die Einkünfte erzielt worden ſind. 


Maßgebend für die Erhebung des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer für den erſten Erhebungszeitraum iſt das 
Einkommen des Kalenderjahrs 1939. Dabei ſpielt es keine 
Rolle, ob die Einkünfte bis zum 4. September 1939 
(= Tag des Inkrafttretens der KWP) oder in der Zeit 
nach dieſem Zeitpunkt erzielt worden ſind. Bei Steuer⸗ 
pflichtigen, die ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirt⸗ 
ſchaftsjahr haben, können auch Einkünfte, die in der Zeit 
vor dem 1. Januar 1939 dem Steuerpflichtigen zu⸗ 
gefloſſen ſind, einen Teil der Beſteuerungsgrundlage bilden. 
Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger hat ein Wirtſchaftsjahr vom 1. Juli 
bis 30. Juni. Sonſtige Einkünfte beſitztl der Steuerpflichtige 
nicht. Beſteuerungsgrundlage für den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer im erſten Erhebungszeitraum bildet der Ge⸗ 
winn des Wirtſchaftsjahrs, das am 30. Juni 1939 
geendet hat, nach Abzug der Sonderausgaben für das 
Kalenderjahr 1939 (Hinweis auf § 2 Abſatz 5 EStG) 


Es kann vorkommen, daß Steuerpflichtige, die zur 
Wehrmacht eingezogen ſind, nach ihrer Einberufung erheb⸗ 
lich geringere Einkünfte beziehen als in der Zeit vor 
ihrer Einberufung. Da der Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer auf das Einkommen des Kalender jahrs 
1939 abſtellt, kommt dieſer Tatſache für ſich allein ent⸗ 
ſcheidende Bedeutung nicht zu. Durch die geringeren Ein⸗ 
künfte verringert ſich aber das Einkommen und damit die 
Einkommenſteuer und der Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer im erſten Erhebungszeitraum. 


6. Vorauszahlungen 


Die Vorauszahlungszeitpunkte im § 3 Abſatz 1 der 
Erſten EZ DB decken fih mit den Vorauszahlungszeitpunkten 
für die Einkommenſteuer im § 35 EStG. Steuerpflichtige, 
deren Einkünfte überwiegend aus Land⸗ un 
Forſtwirtſchaft herrühren, brauchen die Einkom⸗ 
menſteuer vorauszahlung vom 10. September nicht 
zu entrichten. Statt deſſen beträgt die Vorauszahlung vom 
10. Dezember die Hälfte der zuletzt veranlagten Ein⸗ 
kommenſteuer. Hinweis auf 8 23 Abſatz 1 ESt DB 1939 und 
§ 29 Abſatz 1 der Zweiten ESt DdVO. Dieſe Gonder” 
regelung gilt nicht für den Kriegszu⸗ 
ſchlag zur Einkommenſteuer. Das Recht der 
Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer ift, ſoweit es fih um die Vorauszahlungs⸗ 
zeitpunkte handelt, im § 3 der Erſten EZ DB ab- 
ſchließend geregelt. 


Die Vorſchriften über die Abrundung und den 
Kleinbetrag bei Vorauszahlungen, die im 
§ 24 ESt DB 1939 ($ 30 der Zweiten ESt DV O) für die 
Einkommenſteu er vorauszahlungen getroffen find, 
gelten für die Vorauszahlungen auf den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ent” 
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ſprechend. Der Jahresbetrag der Vorauszahlungen ift 
danach auf den nächſten durch vier teilbaren Reichsmark 
betrag nach unten abzurunden. Vorauszahlungen mwer- 
den nur erhoben, wenn ſie vierteljährlich 
mindeſtens drei Reichsmark betragen. 


Im Reichsgau Sudetenland und in den in die 
Oſtmark und in die Länder Preußen und 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen bleiben gemäß § 7 der Vierten Verord⸗ 
nung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
ſudetendeutſchen Gebieten vom 21. Dezember 1938 (RGBl. I 
S. 1837, RStBl. 1938 S. 1178) für die Bemeſſung und Ent- 
richtung der Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer 
auch nach der Einführung des Deutſchen Einkommenſteuer⸗ 
rechts die bisherigen Beſtimmungen ſo lange maß⸗ 
gebend, bis dem Steuerpflichtigen der Einkommenſteuer⸗ 
beſcheid für das Kalenderjahr 1939 bekanntgegeben wird. 
Inſoweit bleibt alſo das frühere Recht beſtehen. Insbeſon⸗ 
dere verbleibt es bei den bisherigen Fälligkeits⸗ 
tagen der Vorauszahlungen. Dieſe Fälligkeits⸗ 
tage gelten aber infolge der abſchließenden 
Regelung der Vorauszahlungszeitpunkte 
im S8 der Erſten EZ DBnicht für die Voraus⸗ 
zahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Čin- 
kommenſteuer. In den bezeichneten Gebieten find die 
Vorauszahlungen für den erſten Erhebungszeit⸗ 
raum in der gleichen Weiſe wie im übrigen Reichsgebiet 
am 10. Oktober und 10. Dezember 1939 in Höhe von je 
einem Zwölftel der zuletzt veranlagten, um die angerechneten 
Steuerabzugsbeträge verminderten Einkommenſteuer zu 
entrichten. 

Beiſpiel: 

Die Einkommenſteuerjahresſchuld eines Steuerpflichtigen 
beträgt nach der letzten Veranlagung, die auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes über die direkten Steuern vorgenommen worden ift, 
1000 Tſch. Kr. 120 RM. Steuerabzugsbeträge waren auf 
dieſe Steuerſchuld nicht anzurechnen. Die letzte Einkommen⸗ 
ſteuervorauszahlung für 1939 iſt am 1. Oktober 1939 zu 
zahlen. Die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer für den erſten Erhebungszeitraum ſind am 
10. Oktober und 10. Dezember 1939 in Höhe von je 10 RM zu 
entrichten. Für dieſe Vorauszahlungen beſteht — anders als 


bei den Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer — keine 
Schonfriſt von 6 Wochen. 


Auch für die Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer, die für den Erhebungszeit⸗ 
raum 1940 bis zur Bekanntgabe des erſten Einkommen⸗ 
ſteuerbeſcheids, in dem ein Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer feſtgeſetzt iſt, zu entrichten ſind, verbleibt es in den be⸗ 
zeichneten Gebieten hinſichtlich der Vorauszahlungszeit⸗ 
punkte bei der Vorſchrift im 83 Abſatz 2 der Erſten EZ DB. 


Die Vorſchriften, die im § 36 EStG über die Be⸗ 
meſſung der Vorauszahlungen bei Ein- 
tritt in die Steuerpflicht (z. B. durch Zuzug aus 
dem Ausland) und im 887 EStG über die Erhöhung 
und Herabſetzung von Vorauszahlungen ge⸗ 
troffen worden find, find § 3 Abſatz 4 der Erſten EZ DB 
gemäß bei dem Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer ſinngemäß anzuwenden. 
Beiſpiele: 

A. Am 1. Oktober 1939 verzieht ein bisher in Italien wohnhaft 
geweſener Auslandsdeutſcher, der verheiratet iſt und ein min⸗ 
derjähriges Kind hat, mit ſeiner Familie nach Deutſchland. 
Er übernimmt in München ein Zigarrengeſchäft. Für die Zeit 
vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1939 betragen die gewerb⸗ 
lichen Einkünfte des Steuerpflichtigen vorausſichtlich 3 000 RM. 
Sonſtige Einkünfte ſind nicht vorhanden. Die Einkommenſteuer 
dieſes Steuerpflichtigen würde unter Zugrundelegung von 
100 RM Sonderausgaben 164 RM betragen. Der Jahres⸗ 
betrag des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer würde 
164 RM: 2 = 82 NM betragen. Erhebungszeitraum für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer iſt aber nur die Zeit vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1939 (Hinweis auf § 2 der Erſten 
CRDB). Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für dieſen 
Zeitraum iſt auf drei Zwölftel der Jahresſteuerſchuld des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer (82 RM), alſo auf 


20,50 RM zu bemeſſen. Dieſer Betrag iſt auf 20 RM abzu⸗ 
runden. Als Vorauszahlung hat der Steuerpflichtige am 
10. Oktober und am 10. Dezember 1939 je 10 RM zu entrichten. 


B. Im Beiſpiel A decken vierteljährliche Vorauszahlungen von je 
20 RM (= ein Viertel des auf 80 RM abgerundeten Jahres⸗ 
betrags des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer für 1939) 
bei gleichbleibendem Einkommen nicht die Steuerſchuld der 
nächſten Jahre (ab dem 1. Januar 1940). Die Vorauszahlun⸗ 
gen auf den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer, die nach der 
Feſtſetzung der Steuer für das Jahr 1939 zu entrichten ſind, 
bemeſſen ſich nach dem Betrag, der ſich ergibt, wenn das der 
Feſtſetzung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer für das 
Jahr 1939 zugrunde liegende Einkommen in ein Jahres⸗ 
einkommen umgerechnet wird (Hinweis auf § 36 Abſatz 2 
EStG). Die im vierten Vierteljahr 1939 bezogenen gewerb⸗ 
lichen Einkünfte des Steuerpflichtigen ſind daher für die Be⸗ 
meſſung der Vorauszahlungen auf 12000 RM umzurechnen. 
Zieht man davon die Sonderausgaben mit ſchätzungsweiſe 
400 RM ab, jo verbleibt ein Einkommen von 11600 RM. 
Davon betragen die Einkommenſteuer 1830 RM und der 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (1330 RM : 2 =} 
665 RM. Für die Bemeſſung der Vorauszahlungen iſt der 
Betrag von 665 RM auf 664 RM abzurunden und als Jahres⸗ 
betrag der Vorauszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer in den Steuerbeſcheid für 1939 aufzunehmen. 
Die vierteljährlichen Vorauszahlungen betragen 166 RM. 


C. Ein lediger Rechtsanwalt iſt für den Veranlagungszeitraum 
1938 nach einem Einkommen von 12000 RM zu einer Ein: 
kommenſteuer von 2560 RM veranlagt worden. Er macht gel- 
tend, daß ſein Einkommen infolge ſeiner Einberufung im 
Jahr 1939 vorausſichtlich nur 8000 RM betragen wird. 
Seinem Antrag auf Herabſetzung der Vorauszahlungen auf die 
Einkommenſteuer muß entſprochen werden. Der Unterſchieds⸗ 
betrag zwiſchen der zuletzt feſtgeſetzten Ginfommenfteuer 
(2 560 RM) und der Einkommenſteuer, die ſich bei einem Ein⸗ 
kommen von 8 000 RM ergibt (1692 RM), beträgt 868 RM. 
Das find mehr als ein Fünftel von 2560 RM (= 512 RM) 
und mehr als 100 RM (Hinweis auf § 37 Abſatz 2 EStG). 
Iſt der Antrag auf Herabſetzung der Ein kommen⸗ 
jt e u e r vorauszahlungen begründet, jo müſſen auch die Vor- 
auszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer entſprechend herabgeſetzt werden. Der 
Steuerpflichtige hat daher am 10. Oktober und 10. Dezember 
1939 ſtatt je 213 RM (= ein Zwölftel von 2560 RM) nur je 
141 RM (= ein Zwölftel von 1692 RM) als Vorauszahlung 
auf den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für den 
erſten Erhebungs zeitraum zu entrichten. Ab dem 
Jahr 1940 betragen die Vorauszahlungen bis zur Bekannt⸗ 
gabe des erſten Einkommenſteuerbeſcheids, in dem ein Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer feſtgeſetzt iſt, je ein Achtel von 
1692 RM = 211 RM. Hinweis auf $ 3 Abſatz 2 der Erſten 
E3DB. 


D. Ein Steuerpflichtiger hat im Kalenderjahr 1938 ein Ein⸗ 
kommen von 25 000 RM bezogen. Der Steuerpflichtige ift ver⸗ 
heiratet. Zu ſeinem Haushalt gehört ein minderjähriges Kind. 
Auf die Einkommenſteuerſchuld für 1938 von 4480 RM find 
80 RM einbehaltene Kapitalertragſteuer angerechnet worden. 
ſo daß inſoweit noch eine Einkommenſteuerſchuld von 
4400 RM verblieb. Mit Rückſicht darauf, daß für den Veran⸗ 
lagungszeitraum 1939 die ſteuerliche Vergünſtigung für die 
Beſchäftigung von Hausgehilfinnen und die Abzugsfähigkeit 
der Kirchenſteuer weggefallen ſind, hat das Finanzamt die 
Einkommenſteuervorauszahlungen, die an ſich 1 100 RM pe- 
tragen würden, auf 1250 RM erhöht (Hinweis auf § 37 Ab- 
fag 1 EStG). Die Erhöhung der Vorauszahlun⸗ 
gen wirkt ſich auch beim Kriegszuſchlag zur 
Sinkommenſteuer aus. Die Vorauszahlungen, die der 
Steuerpflichtige am 10. Oktober und 10. Dezember 1939 zu 
entrichten hat, betragen je ein Zwölftel von 5000 RM 
— 416,66 RM, abgerundet auf 416 RM. 


Für die Stundung von Vorauszahlungen auf den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer gelten die allgemeinen 
Vorſchriften. Eine Stundung von Steuern ift § 127 Abſatz 1 
der Reichsabgabenordnung gemäß zuläſſig, wenn ihre Ein⸗ 
ziehung mit erheblichen Härten für den Steuerpflichtigen 
verbunden iſt und der Anſpruch durch die Stundung nicht 
gefährdet wird. 


7. Abſchlußzahlung 


Die Vorſchriften darüber, wann in den Fällen, in denen 
das Einkommen ganz oder teilweiſe aus Einkünften 
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beſteht, von denen ein Steuerabzug vorge⸗ 
nommen worden iſt, eine Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer vorzunehmen ift, finden wir im § 46 EStG. 
Wenn die dort bezeichneten Grenzen von 8 000 RM, 300 RM 
und 1000 AM nicht überſchritten werden, darf eine Ber- 
anlagung des Steuerpflichtigen nicht ſtattfinden. Die Ein⸗ 
kommenſteuer, die auf die abzugspflichtigen Einkünfte ent⸗ 
fällt, gilt für den Bezieher dieſer Einkünfte als getilgt, wenn 
eine Möglichkeit, ihn für die Steuerſchuld in Anſpruch zu 
nehmen, nicht mehr beſteht (Hinweis auf Abſchnitt 8). 


Werden die im § 46 EStG bezeichneten Grenzen 
überſchritten, ſo muß eine Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer erfolgen. 


Die obigen Ausführungen gelten für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ent- 
ſprechend. Findet alſo eine Veranlagung zur Einkom⸗ 
menſteuer ſtatt, ſo wird auch der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer durch ſchriftlichen Steuerbeſcheid feſtgeſetzt. 
Hinweis auf § 210 b Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung. 
In dieſem Fall ſind die Vorauszahlungen auf den Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer anzurechnen. Sie bilden 
Abſchlags zahlungen auf die bei der Veranlagung 
zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer feſtzuſetzende 
Steuerſchuld. Das gleiche gilt für Steuer a baug3- 
beträge. 8 47 Abſatz 1 EStG gemäß find auf den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer anzure chnen: 


1. die für den Erhebungszeitraum entrichteten Vor⸗ 
auszahlungen auf den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer, 

2. der durch Steuerabzug einbehaltene Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer, ſoweit er auf die im Erhebungszeit⸗ 
raum bezogenen Einkünfte entfällt. 

Beiſpiele: 

A. Ein Arbeitnehmer, zu deſſen Haushalt außer ſeiner Ehefrau 
noch ein minderjähriges Kind gehört, hat im Kalenderjahr 
1939 ein Monatsgehalt von 600 RM bezogen. Außerdem hatte 
er noch ſonſtige Einkünfte von 500 RM. Sein Einkommen er⸗ 
rechnet ſich wie folgt: 


Einnahmen aus nichtſelbſtän⸗ 


diger Arbeit 7 200, — RM 

Werbungskoſten 200,— RM 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit. 7 000, — RM, 
ſonſtige Einkünfte. pta e E 500, — RM. 
Geſamtbetrag der Einkünfte. 7 500, — RM, 
Sonderausgaben * „„ e 
Einkommen 7200,— RM. 

Die Einkommenſteuer beträgt nach Spalte 6 
der Einkommenſteuer tabelle 640,— RM. 


Auf dieſen Betrag iſt die Lohnſteuer mit 
es) eee eee 
anzurechnen, ſo daß inſoweit noch eine Ab⸗ 
ſchlußzahlung verbleibt von 
Der 
ſchlags zur 


617,76 RM 


ic 22,24 RM. 
Jahresbetrag des Kriegszu⸗ 
Einkommenſteuer be 


trägt 50 v. H. von 640, — RM „„ ee a 
Von dieſem Betrag find für den erſten Er⸗ 

hebungszeitraum nur bier Zwölftel zu erheben, 

das if 8 Ne 
Auf dieſen Betrag iſt der durch Steuer⸗ 

abzug einbehaltene Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 

kommenſteuer (für die Monate September bis 

Dezember 1939) mit 50 v. H. von 51,48 RM 

ee M e 102,96 RM 

anzurechnen. Die Abſchlußzahlung auf den 

Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer beträgt 

daher 4 Tl. Amt 8,70 RM. 


B. Ein Steuerpflichtiger der Steuergruppe III hat im Kalender⸗ 
jahr 1939 außer den Einkünften aus Gewerbebetrieb von 
8 500 RM noch 600 RM kapitalertragſteuerpflichtige Einkünfte 
bezogen. Die kapitalertragſteuerpflichtigen Einkünfte ſind dem 
Steuerpflichtigen vor dem Inkrafttreten der KWV zu- 
gefloſſen. Das Einkommen dieſes Steuerpflichtigen beträgt 
unter Berückſichtigung von 250 RM Sonderausgaben 


6850 RM. Die tabellenmäßige Einkommenſteuer beträgt 
790 RM. Auf dieſen Betrag ift die einbehaltene Kapitalertrag⸗ 
ſteuer mit 60 NM anzurechnen, fo daß ſich inſoweit eine Ab- 
ſchlußzahlung ergibt von 730 RM. 


Der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer beträgt zunächſt 
50 v. H. von 790 RM = 395 RM. Für den erſten Erhebungs⸗ 
zeitraum werden von dieſem Betrag nur vier Zwölftel erhoben, 
das find 131,66 RM. Durch Steuerabzug einbehaltener Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer ift auf dieſe Steuerſchuld nicht 
anzurechnen. Hat der Steuerpflichtige Vorauszahlungen nicht 
geleiſtet, ſo beträgt die Abſchlußzahlung für den Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer 131,36 RM. 


©. Das Einkommen eines Steuerpflichtigen der Steuergruppe I, 


das dieſer im Kalenderjahr 1939 bezogen hat, ſetzt ſich wie 
folgt zuſammen: 


Einnahmen aus nichtſelbſtändi⸗ 


ger Arbeit 4 100,— RM 
Werbungskoſten . 800, — RM 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit. 8 800, — RM, 
kapitalertragſteuerpflichtige Einkünfte. . 3 000,.— RM, 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. 400,.— RM, 
Geſamtbetrag der Einkünfte 7 200, — RM, 
Sonderausgaben 3 800, — RM, 
Einkommen 6 900,— RM. 


In den Einnahmen aus nichtſelbſtändiger Arbeit ift eine 
Gratifikation von 500 RM enthalten, die dem Steuerpflichtigen 
am 15. September 1939 zugefloſſen iſt. Von dem Monatsgehalt 
von 300 RM, das der Steuerpflichtige während des ganzen 
Kalenderjahrs 1939 bezogen hat, iſt der Steuerabzug vom 
Arbeitslohn und der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer im 
Abzugsverfahren ordnungsmäßig einbehalten worden. Das 
gleiche gilt für den einmaligen Bezug im Sinn des § 85 
StB von 500 RM. Von den kapitalertragſteuerpflichligen 
Einkünften find dem Steuerpflichtigen 1000 RM am 1. April 
1939 und 2000 RM am 1. Oktober 1939 zugefloſſen. Der 
Steuerabzug iſt ordnungsmäßig vorgenommen worden. 


Bei einem Einkommen von 6900 RM beträgt die Ein⸗ 
kommenſteuer nach der Einkommenſteuertabelle 1 422,.— RM. 
Darauf ſind anzurechnen: 


a) Lohnſteuer von den Monats⸗ 


bezügen (40,82 RM X 12 =) 489,84 RM, 
b) Lohnſteuer von dem einmali⸗ 
gen Bezu 8 v. H. von 
500 RM =) ... 90,— RM, 
e) Kapitalertragſteuer (10 v. H. 
von 3 000 RM 2) 300,— RM 879,84 RM. 


Die Einkommenſteuerabſchlußzahlung beträgt 
Alden e ee ECHT 
Der Kriegsguſchlag zur Einkommenſteuer 
dieſes Steuerpflichtigen errechnet ſich wie folgt: 


50 v. H. der Einkommenſteuer (1422 RM) = 711. — RM. 
Für den erſten Erhebungszeitraum ſind davon 
zu erheben vier Zwölftel s . 287, — RM. 


Auf dieſe Steuerſchuld ſind anzurechnen: 
a) einbehaltener Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer von 
den Monatsbezügen (50 v. H. 
von 40,82 RM monatliche 
Lohnſteuer 20,41 RM 
J SUGATIEN,, 
Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer von dem einmali⸗ 
gen Bezug (9 v. H. von 
ene 


= 


500 RM IR 
Kriegszuſchlag zur Einkom⸗ 
menſteuer von den Kapitaler⸗ 
trägen, die dem Steuerpflich⸗ 
tigen am 1. Oktober 1989 zu⸗ 
gefloſſen ſind (50 v. H. der 
Kapitalertragſteuer von 

200 NN 


Abſchlußzahlung für 
zur Einkommenſteuer 


45,.— RM, 


Q 
— 


. 100,— RM 226,64 RM. 
den Kriegszuſchlag ] 
era 10,36 RM. 


Iſt der Kriegszuſchlag zur Einkommenſtenter gi: ßer 
als die Summe der Beträge, die § 47 Abſatz 1 EStG gemäß 
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anzurechnen find, jo ift der Unterſchiedsbetrag 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Steuerbeſcheids als Abſchlußzahlung zu entrichten. 
Hinweis auf § 47 Abſatz 2 EStG. Iſt der Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer kleiner als die Summe der Beträge. 
die 847 Abſatz 1 ESG gemäß anzurechnen find, fo wird der 
Unterſchiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids 
durch Aufrechnung oder Zurückzahlung aus⸗ 
geglichen. Hinweis auf § 47 Abſatz 3 Satz 1 EStG. Auch 
beim Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer iſt die aus Grün⸗ 
den der Verwaltungsvereinfachung getroffene Ein⸗ 
ſchränkung zu beachten, wonach Beträge, die 
durch Steuerabzug einbehalten worden 
find, nicht erſtattet werden. Hinweis auf § 47 
Abſatz 3 Satz 2 EStG. 
Beiſpiel: 

Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für den 


Erhebungs zeitraum 210,— RM. 
Darauf ſind anzurechnen: 

a) entrichtete Vorauszahlungen 100,.— AM, 

b) einbehaltene Steuerabzugsbeträge . 220,— RM. 

Erſtattungsfähig ſind nur die Vorauszahlungen mit 


100 RM. Zwar überſteigen die Steuerabzugsbeträge bereits 
für ſich allein die Steuerſchuld um 10 RM. Nach der aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift des Geſetzes findet aber inſoweit eine 
Erſtattung nicht ſtatt. 


8. Haftung für Steuerabzugsbeträge 


Wie bei dem Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohn⸗ 
ſteuer) fo ift auch bei der Erhebung des Kriegs ⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer im Lohn⸗ 
abzugsberfahren der Arbeitnehmer der 
Steuerſchuldner. Der Arbeitgeber haftet 
aber dem Reich für die Einbehaltung und Abführung 
des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer. Der Arbeit⸗ 
nehmer kann, wie ſich aus der entſprechenden Anwendung 
des § 38 Abſatz 3 EStG ergibt, nur in ganz beſtimmten 
Fällen in Anſpruch genommen werden. Für die Inan⸗ 
ſpruchnahme des Arbeitnehmers und für die 
Geltendmachung der Haftung gegenüber 
dem Arbeitnehmer gelten dieſelben Grund⸗ 
ſätze wie bei der Lohnſteuerhaftung (Hinweis 
auf 846 LSIDB, 846 der Zweiten LSt DO). 

Den Vorſchriften im § 44 Abſatz 3 ESt (8 5 der 
KapSt DV) ift zu entnehmen, daß bei der Erhebung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer im Kapitalertrag⸗ 
ſteuerabzugsverfahren der Gläubiger der Kapital⸗ 


erträge der Steuerſchuldner iſt. Der Schuldner 
der Kapitalerträge haftet aber dem Reich 
für die Einbehaltung und Abführung des Kriegszuſchlags 
zur Einkommenſteuer. Der Gläubiger kann nur unter zwei 
beſtimmten, im Geſetz bezeichneten Vorausſetzungen für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer in Anſpruch genommen 
werden. Wegen der Geltendmachung der Schuld 
(gegenüber dem Gläubiger) oder der Haftung (gegen⸗ 
über dem Schuldner) Hinweis auf § 12 der KapSt DVO. 


9. Verjährung 


8 3 Abſatz 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes gemäß ent- 
ſteht die Steuerſchuld, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, 
an den das Geſetz die Steuer knüpft. Beim Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer entſteht die Steuerſchuld: 


a) für Steuerabzugsbeträge im Zeitpunkt des 
Zufließens der ſteuerabzugspflichtigen Einkünfte; 


b) für Vorauszahlungen mit Beginn des Kalender⸗ 
vierteljahrs, für das die Vorauszahlungen zu entrichten 
ſind, oder, wenn die Steuerpflicht erſt im Laufe des 
Kalendervierteljahrs begründet wird, mit Begründung 
der Steuerpflicht; 


c) für die veranlagte Steuer mit Ablauf des Kalen⸗ 
derjahrs, für das die Veranlagung vorgenommen wird, 
ſoweit nicht die Steuerſchuld nach Buchſtabe a oder nach 
Buchſtabe b ſchon früher entſtanden ift (Hinweis auf 83 
Abſatz 5 Ziffer 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes). 


Beiſpiel: 

Der Kriegszuſchlag eines Einkommenſteuerpflichtigen für 
den erſten Erhebungszeitraum beträgt 291 RM. Auf dieſe 
Steuerſchuld hatte der Steuerpflichtige am 10. Oktober und 
10. Dezember 1939 je 100 RM Vorauszahlungen zu entrichten. 
Die Steuerſchuld iſt hinſichtlich der Vorauszahlungen von zu⸗ 
fammen 200 RM am 1. Oktober 1939 und hinſichtlich des Be- 
trags von 91 RM, der nach Abzug der Vorauszahlungen von 
der feſtzuſetzenden Steuerſchuld verbleibt, mit Ablauf des 
81. Dezember 1939 entſtanden. 


Die Verjährungsfriſt beim Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer beträgt fünf Jahre. Bei hinter⸗ 
zogenen Beträgen läuft ſie zehn Jahre. Hinweis auf 
§ 144 der Reichsabgabenordnung. 


Beiſpiel: 

n dem oben bezeichneten Beiſpiel ift der geſamte Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer mit Ablauf des Kalenderjahrs 
1944 verjährt, vorausgeſetzt, daß die Verjährungsfriſt nicht 
gehemmt oder unterbrochen worden ift. Hinweis auf die 88 146 
und 147 der Reichsabgabenordnung. 


Reparaturkosten bei betrieblichen Anlagegütern im Einkommensteuerrecht 


Von Steuerinspektor Eisenblätter, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 


Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Handelsrechtliche Grundſätze, 

3. Allgemein geltende ſteuerrechtliche Grundſätze, 
4. Reparaturen als laufende Betriebsausgaben, 


1. Einführung 

m: Die Bilanzen der gewerblichen Unternehmen weiſen für 
Wirtſchaftsgüter des abnutzbaren betrieblichen Anlagever⸗ 
mögens Werte von etwa 30 Milliarden Reichs- 
mark aus (Hinweis auf Reinhardt, Der Neue Finanzplan, 
Band 15 der Bücherei des Steuerrechts S. 17). Die Unter⸗ 
nehmen verausgaben für dieſe im Betrieb vorhandenen An⸗ 
agegüter in jedem Jahr große Beträge. Dieſe Aufwendun⸗ 
den werden in der Buchführung der Betriebe als „Repara⸗ 
urkoſten“, „Reparaturaufwendungen“, „Inſtandſetzungs⸗ 


5. Reparaturen und Abfetzungen für Abnutzung, 
6. Reparaturen und Umbau, 
7. Reparaturen bei Erwerb bon Gebäuden. 


koſten“, „Inſtandhaltungskoſten“, „Ausbeſſerungskoſten“ und 
ähnlich bezeichnet. 5 8 

Die Durchführung des Grundſatzes der Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung erfordert einegenaue Prüfung dieſer 
Aufwendungen hinſichtlich ihrer buchmäßigen Be- 
handlung und damit ihrer Auswirkung auf den 
Gewinn des Unternehmens. 


2. Handelsrechtliche Grundſätze 


Die handels rechtlichen Grundſätze über die Ver⸗ 
buchung von Reparaturen decken ſich nicht immer mit den 
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ſteuerrechtlichen. Das erklärt ſich aus der in der 
Praxis leider noch immer vorherrſchenden Auffaſſung, daß 
handelsrechtlich die Bildung ſtiller Rücklagen in der 
Bilanz mit der Ordnungsmäßigkeit der Buchführung nicht 
in Widerſpruch ſtehe. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
wird zwar immer ſtärker im Schrifttum beſtritten (Hin⸗ 
weis auf die eingehenden Ausführungen von Miniſterialrat 
Gebhardt in dem Aufſatz „Die ſtillen Rücklagen“, Handbuch 
der ſteuerlichen Betriebsprüfung Band 2 S. 108). Die Zu⸗ 
läſſigkeit der Bildung ſtiller Rücklagen iſt jedoch in der amt⸗ 
lichen Begründung zu § 133 AktG und durch die neuere 
Rechtſprechung des Reichsgerichts beſtätigt worden. 


Es wird im handelsrechtlichen Schrifttum überwiegend 
die Anſicht vertreten, es ſei in der Praxis üblich und 
richtig, alle Reparaturen als Unkoſten (Betriebsver⸗ 
mögensverminderung) zu verbuchen. Auch bei wert⸗ 
erhöhenden und nicht in beſtimmten Zeitabſchnitten 
wiederkehrenden Aufwendungen für betriebliche Anlagegüter 
und bei Aufwendungen in Zuſammenhang mit Um⸗ 
4 05 en ſei die buchmäßige Behandlung als Unkoſten zu⸗ 

affig. ; 

Verſchiedene Auffaſſungen beſtehen im handelsrecht⸗ 
lichen Schrifttum nur darüber, ob Reparaturen als Anlage⸗ 
zugang behandelt werden dürfen und in welchem 
Umfang. 


3. Allgemein geltende ſteuerrechtliche Grundſätze 


Der Ausdruck „Reparaturen“ iſt für die ſteuerrechtliche 
Beurteilung der Aufwendungen auf Wirtſchaftsgüter, die 
bereits im Betrieb vorhanden ſind, nicht eindeutig 
genug. Es kommt, wie überhaupt im Steuerrecht, auch hier 
nicht auf die Bezeichnung des Betriebsvorgangs an, 
ſondern auf das, was tat ſächlich vor ſich geht. 


Es ergeben fih aus der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs für die Behandlung der Aufwendungen auf 
bereits im Betrieb vorhandene Anlagegüter die folgenden 
allgemein geltenden Grund ſätze: 


Alle Aufwendungen, die für ein dem Betrieb dienendes 
Wirtſchaftsgut gemacht werden, ſind betriebsbedingte 
Ausgaben. Dieſe Ausgaben mindern zu Recht den Ge⸗ 
winn des Unternehmens. Es iſt jedoch zu unterſuchen, in 
welchem Jahr oder in welchen Jahren ſich dieſe 
Gewinnminderung auswirken darf. 

§ 6 Ziffer ! ESG gemäß find Wirtſchaftsgüter des An- 
lagevermögens, die der Abnutzung unterliegen, in der Bilanz 
mit den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert 
um die Abſetzungen für Abnutzung nach 87, anzuſetzen. Die 
gleiche Aktivierungspflicht beſteht auch für Aufwendungen 
auf bereits vorhandene Wirtſchaftsgüter, wenn der 
Nutzen aus dieſen Aufwendungen über den Schluß des 
Wirtſchaftsjahrs hinausgeht. Hinweis auf Ausnahme im 
Abſchnitt 4. Dieſe Aufwendungen ſind in der Regel dem 
letzten Bilanzanſatz der Wirtſchaftsgüter, für die ſie gemacht 
werden, hinzuzurechnen. Die Abſetzungen für Ab⸗ 
nutzung berechnen ſich dann von dem neuen Wert der An⸗ 
lagegüter. 

Es ſcheiden alfo aus der Aktivierungs pflicht alle 
diejenigen Aufwendungen aus, deren Nutzen ſich nur auf 
das laufende Wirtſchaftsjahr erſtreckt. Ein bilanzfähiger 
Wert iſt bei dieſen Aufwendungen zum Schluß des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs nicht mehr vorhanden (REG 1. März 1939 — 
VIA 125/39 — NRSthBl. 1939 S. 630). 


Für die Beurteilung, ob die Aufwendungen zu akti⸗ 
vieren ſind, ſcheidet der Geſichtspunkt einer etwaigen 
Wertſteigerung aus (RES 9. Juli 1931 — VIA 
2206/30 — RSHI. 1932 S. 20 und 6. Mai 1931 — VIA 884 
und 885/31 — RESET. 1931 S. 809). 


4. Reparaturen als laufende Betriebsausgaben 


Es würde in der Praxis zu weit führen, bei jeder 
Aufwendung auf ein vorhandenes Wirtſchaftsgut genau 


nachzuprüfen, ob ſich deren Nutzen im Jahr der Aufwendung 
voll erſchöpft oder nicht. Der Reichsfinanzhof hat daher die 
Grundſätze, die ſich nach dem Geſetzeswortlaut ergeben (Ab⸗ 
ſchnitt 3), für beſtimmte Aufwendungen durchbrochen. 
Er hat für zuläſſig erklärt, auch ſolche Ausgaben im Jahr 
der Entſtehung voll als abzugsfähig zu behandeln, die dem 
Betrieb über das laufende Wirtſchaftsjahr hinaus zugute 
kommen, wenn es ſich um laufende Betriebsausgaben 
handelt. Dieſe laufenden Betriebsausgaben bezeichnet der 
Reichsfinanzhof in ſeiner Rechtſprechung als „laufende Auf⸗ 
wendungen“, „laufende Unterhaltungskoſten“, laufenden 
Unterhaltungsaufwand“ oder „laufende Inſtandhaltungs⸗ 
koſten“. Sie liegen nur dann vor, wenn ſie 


1. die Weſensart des Wirtſchaftsguts, für das fie auf- 
gewendet werden, nicht verändern, 

2. das Wirtſchaftsgut in ordnungsmäßigem Zuſtand er⸗ 
halten ſollen, und 

3. regelmäßig in ungefähr gleicher Höhe in 
dem Unternehmen wiederkehren. 


Ausſchnitte aus einigen Reichsfinanzhof⸗Entſcheidungen: 
„Es iſt nun nicht zweckmäßig und notwendig, daß bei jeder 
Inſtandſetzungsarbeit genau geprüft wird, wie lange die 
Nutzungsdauer läuft, wenn es ſich aufs Ganze geſehen um 
Arbeiten handelt, wie ſie in jedem Jahr regelmäßig wieder⸗ 
kommen, und bei denen es daher aufs Ganze geſehen für die 
Ergebniſſe der Gewinnermittlung gleichgültig iſt, ob ſie alle im 
einzelnen jeweils nach der Zeitdauer des Nutzens der Verwen⸗ 
dung auf mehrere Jahre verteilt werden und dann als Summe 
dieſer Anteile das einzelne Jahr belaſten, oder ob ſie alsbald 
in voller Höhe des geſamten Jahresanfalls jeweils in dieſem 
Jahr abgebucht werden“ (RF 1. März 1939 — VI 125/39 — 
NSI. 1939 ©. 630). 

„Der Begriff des laufenden Erhaltungsaufwands kann 
nicht allein nach der Natur der einzelnen Ausgabe und ihrem 
Einfluß auf den betreffenden Gegenſtand, als vielmehr nach 
der ganzen Art der Ausgaben und dem Umfang des einzelnen 
Betriebs erklärt werden. Unter ihn fallen alle diejenigen Auf⸗ 
wendungen, die, im Rahmen des ganzen Betriebs von wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkten aus geſehen, als laufende Ausgaben 
erſcheinen“ (RF 4. März 1931 — VI A 1065/29 — NEE. 
1931 S. 460). 

„Laufender Unterhaltungsaufwand ſind die Ausgaben für 
Inſtandhaltung und Inſtandſetzung, die, im Rahmen des 
ganzen Betriebs betrachtet, nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
als laufende Ausgaben erſcheinen, auch wenn der Wert des ein⸗ 
en Gegenſtands durch die Ausgabe erhöht wird“ (NFOS. 

. Mai 1931 — VI A 884 und 885/31 — RStBl. 1931 S. 809). 

„Zwar ſteht eine Wertverbeſſerung der Annahme eines 
ſofort abzugsfähigen Erhaltungsaufwands nicht grundſätzlich 
entgegen, immerhin muß aber doch, wenn es ſich um laufenden 
Erhaltungsaufwand handeln ſoll, die Erhaltung des urſprüng⸗ 
lich beſtehenden Gegenſtands bezweckt fein.” (NJO 12. März 
1930 — VI A 1039/29 — RED. 1930 S. 270.) 


Beiſpiele für laufende Betriebsausgaben bei 
einem Gebäude, deren Nutzen über das Wirtſchaftsjahr der 
Aufwendung hinausreicht: 

Erneuerung des Hausanſtrichs, 

Neudeckung von ausbeſſerungsbedürftigen Teilen des 
Dachs, 

Erneuerung der Tapeten und des Anſtrichs der Innen⸗ 
räume, 

Ausbeſſerung der Fußböden. 


Gehen die Aufwendungen über die Erhaltung des 
Wirtſchaftsguts hinaus (Beiſpiel: Umbauten bei Ge 
bäuden), ſo liegt eine laufende Betriebsausgabe nicht mehr 
vor. In dieſen Fällen handelt es ſichumaktivierungs⸗ 
pflichtigen Herſtellungsaufwand. Es darf 
auch nicht der Teil der Aufwendungen als laufender Er, 
haltungsaufwand abgeſetzt werden, der hätte aufgewendet 
werden müſſen, um die Wirtſchaftsgüter im bisherigen 
Zuſtand gebrauchsfähig zu erhalten. Nur dann darf ein 
laufender Erhaltungsauſwand den Gewinn mindern, wenn 
er tatſächlich geleiſtet wurde, nicht dann, wenn er durch 
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andere Aufwendungen erſpart wurde: Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 6. 

Der Abzug des erſparten Erhaltungsaufwands ift 

aus den gleichen Gründen auch dann abzulehnen, wenn an 
Stelle der Ausbeſſerung eines reparaturbedürftigen Gegen⸗ 
ſtands eine vollſtändige Erneuerung vorgenom⸗ 
men wird. 
Es iſt nach der bezeichneten Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs zuläſſig, laufende Aufwendungen auf 
Anlagegüter, deren Nutzen über das Jahr der Aufwendung 
hinausreicht, voll im Jahr der Entſtehung gewinnmin⸗ 
dernd zu verbuchen. Anderſeits dürfen dieſe Aufwendun⸗ 
gen aktiviert und auf die Dauer ihrer Nutzung 
verteilt werden. Vorausſetzung dafür ift ent- 
ſprechende Behandlung in der Handelsbilanz. In 
einem ſolchen Fall iſt jedoch eine beliebige Nachholung 
der gewinnmindernden Verbuchung in einem ſpäteren 
Steuerabſchnitt unzuläſſig (RSH 27. Januar 1932 
— VI A 1307/30 — RStBl. 1932 S. 473). 


5. Reparaturen und Abſetzungen für Abnutzung 


Laufende Betriebsausgaben ſind in der Regel für alle 
Anlagegüter erforderlich, die einer techniſchen Abnutzung 
unterliegen. Durch dieſe Aufwendungen werden dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsgüter in betriebsfähigem Zuſtand erhalten. Der 
natürliche Verſchleiß der Wirtſchaftsgüter geht trotz dieſer 
laufenden Unterhaltungsaufwendungen in den meiſten 
Fällen weiter. Es wirken ſich daher ſowohl die laufenden 
Aufwendungen als auch der jährliche Abnutzungsbetrag zu 
Recht im Wirtſchaftsjahr gewinnmindernd aus. 


Allerdings werden oft die Betriebsausgaben für dieſe 
Anlagegüter die Höhe der Abſetzungen für Abnutzung be- 
einfluſſen. Sorgfältige Inſtandhaltung der Wirtſchaftsgüter 
verlängert deren betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
(§ 7 Est). Es wird insbeſondere bei größeren Muf- 
wendungen eine eingehende Prüfung in dieſer Rich⸗ 
tung erforderlich fein (NFO 6. Mai 1931 — VI A 884 und 
885/31 — NEST. 1981 S. 809). 


„ Es iſt auch denkbar, daß eine Abnutzung der Anlage⸗ 
güter durch die dauernde Inſtandhaltung nicht eintritt. 
Dann ift eine Abſetzung für Abnutzung (87 EStG) unau- 
läſſig. Der Reichsfinanzhof hat ſich in ſeiner Entſcheidung 
vom 19. Dezember 1934 — I A 108/33 — RStBl. 1935 S. 675 
mit einem ſolchen Fall beſchäftigt. Danach ſind bei Klein⸗ und 
Privatbahnen die Aufwendungen zur Erhaltung und Er- 
neuerung der Bahnanlage, insbeſondere der Gleisanlage, 
aufender Erhaltungsaufwand, ſoweit dieſe Aufwendungen 
nicht etwa durch eine Erweiterung oder weſentliche Ande⸗ 
rung des Betriebs bedingt ſind. Daneben ſind jedoch Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung nicht zuläſſig. 


Aufwendungen, die über den laufenden Erhaltungs⸗ 
aufwand hinausgehen, ſind zu aktivieren und in der Regel 
dem bisherigen letzten Bilanzanſatz hinzuzurechnen. Von 
dem ſich ergebenden Geſamtbetrag iſt entſprechend der Reſt⸗ 
nutzungsdauer die jährliche Abſetzung für Abnutzung zu 
berechnen. 

Beiſpiel: 

Auſchaffungskoſten einer Maſchine im Jahr 1934 
10000 RM. Geſchätzte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
10 Jahre. Bilanzanſatz 31. 12. 1938: 5000 RM. Im Jahr 
1939 durchgehende Überholung der Maſchine, Einbau neuer 
Teile. Koſken: 3000 RM. Dadurch Verlängerung der Nefi- 
nutzungsdauer um 3 Jahre. Die Aufwendungen von 3 000 RM 
ſind als Herſtellungskoſten zu aktivieren. Der Geſamtwert von 
8 000 RW ift auf die Reſtnutzungsdauer von 8 Jahren zu ver- 
teilen. Jährliche Abſetzung für Abnutzung ab 1939 1000 RM. 


= 
— 


Reparaturen und Umbau 


15 Unternehmer, die einen Umbau an einem ihrer Be⸗ 
iehsgebäude durchgeführt haben, verbuchen oft einen Teil 
er Umbaukoſten bereits im Jahre ihrer Entſtehung ge⸗ 
innmindernd. Sie führen zur Begründung an, daß wirt- 
chaftlich geſehen in den Umbaukoſten auch die Beträge ent⸗ 


halten ſind, die zur Ausbeſſerung ohne den Umbau erfor⸗ 
derlich geweſen wären. Die Verbuchung dieſer Beträge als 
laufende Betriebsausgaben ſei daher gerechtfertigt. Dieſe 
Anſicht ift falſch. Der Unftand, daß beſtimmte Aufwen⸗ 
dungen zur Erhaltung des beſtehenden Zuſtands erforderlich 
geweſen wären, macht die Umbaufoften in dieſer Höhe 
nicht zum voll abzugsfähigen Erhaltungsaufwand (NFS 
10. Juni 1936 — I A 78/36 — RSBI. 1936 S. 728, 
29. Oktober 1930 — VIA 1277/30 — RSSI. 1931 S. 138). 


Sft neben den Umbaukoſten tat ſächlich laufender 
Erhaltungsaufwand für die nicht vom Umbau berührten 
Gebäudeteile entſtanden, ſo iſt dieſe Betriebsausgabe v oll 
im Jahr der Entſtehung abzugsfähig (RF 10. Juni 
1936 — IA 73/36 — RStBl. 1936 S. 728). 


Beiſpiel: 

Ein Unternehmer läßt in ſeinem Lagerhaus eine neue 
Einfahrt einbauen. Koſten: 5 000 RM. Daneben find für die 
Erhaltung des Hauſes (insbeſondere Ausbeſſerung des Dachs 
und des Anſtrichs) Koſten in Höhe von 1 500 RM entſtanden. 
Dieſe Koſten ſind voll im Jahr der Entſtehung abzugsfähig. 
Die Umbaukoſten von 5 000 AM find altibierungspflichtiger 
Herſtellungsaufwand. 


Bei einemartän dernden Umbau (Beiſpiele: Um- 
bau eines Lagerhauſes in ein Kontorhaus, eines Schuppens 
in eine Garage) gelten die geſchilderten Grundſätze nicht. 
Hier werden die Koſten zur Herſtellung eines weſens⸗ 
verſchiedenen Wirtſchaftsguts aufgewendet. Sie ſind 
daher in vollem Umfang Herſtellungskoſten. Das gilt auch 
inſoweit, „als ſie ohne die Zweckbeſtimmung der Art⸗ 
änderung den Charakter von laufendem Erhaltungsauf⸗ 
wand hätten“ (RF 23. Juni 1985 — I A 136/35 — RSBI. 
1935 S. 1198, 1. März 1939 — VI 125/39 — RStBl. 1939 
S. 630). Bei einem artändernden Umbau ſetzen ſich die akti⸗ 
vierungspflichtigen Herſtellungskoſten daher aus der Summe 
der Koſten des Umbaus und der Erhaltungskoſten zuſammen. 


7. Reparaturen bei Erwerb eines Gebäudes 


Erwirbt ein Unternehmer ein Gebäude, das er ohne 
weiteren Umbau oder Ausbau für ſeine Zwecke verwerten 
kann, ſo ſind die nach dem Erwerb entſtehenden ü blichen 
laufenden Ausgaben zur Erhaltung des Anlageguts 
voll im Jahr der Entſtehung abzugsfähig. Hinweis auf 
Abſchnitt 4. 


Iſt das erworbene Gebäude für die Zwecke des Unter⸗ 
nehmers nicht ohne Ausbau oder Umbau verwertbar, ſo 
gehören alle Koſten, die aufgewendet werden, um das Wirt⸗ 
ſchaftsgut entſprechend umzugeſtalten, zu den Herſtellungs⸗ 
koſten. Zu dieſen Koſten gehören daher neben dem Kauf⸗ 
preis für das Gebäude auch die Umbau⸗ oder Ausbaukoſten 
und die Koſten für den Erhaltungsaufwand. Es ift 
alſo nicht zuläſſig, dieſe Ausgaben zum Teil als laufende 
Betriebsausgaben gewinnmindernd zu verbuchen. „Der 
Erwerb zuſammen mit dem Umbau ſtellt die Herſtellung 
eines Wirtſchaftsguts neuer Art dar, bei dem die Regeln 
über die Abbuchung des Inſtandſetzungsaufwands zunächſt 
nicht zu Raum kommen“ (RF 1. März 1939 — VI 125/39 
— RS. 1939 S. 630). 

Beiſpiel: 
Ein Kinderarzt erwirbt eine Villa, die als Kinderklinik 
benutzt werden ſoll. Erwerbspreis 50 000 RM. Umbaukoſten 
8 000 AM, Koiten für Erhaltungsaufwand 2000 RM. 
Aktivierungspflichtige Herſtellungskoſten: 50 000 RM — 
8000 RM + 2000 RM = 60000 RM. Von dieſem Betrag 
errechnet fih $ 7 EStG gemäß die jährliche Abſetzung für 
Abnutzung. 


Die gleiche Behandlung der Koſten hat in den Fällen 
zu erfolgen, in denen ein verwahrloſtes Gebäude durch 
den Erwerber mit erheblichem Aufwand in einen ſeinem 
Zweck entſprechenden Zuſtand verſetzt wird (NFO 13. April 
1937 — IA 112/37 — RStBl. 1937 S. 681, 29. Juni 1987 
— TA 179/87 R StBl. 1937 S. 1019, im Gegenſatz dazu 
NF 1. Juni 1938 — VI 272/38 — NSEBL. 1938 S. 819). 


Einführung von Reichsfteuerrecht in Danzig 


Im Reichsgeſetzblatt 1939 Teil 1 Seite 1936 iſt die „Erſte 
Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig“ vom 23. September 
1939 veröffentlicht. In dieſer Verordnung iſt beſtimmt, daß am 
1. Oktober 1939 die Reichsabgabenordnung, das Steueranpaſſungs⸗ 
geſetz und das Steuerſäumnisgeſetz im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig in Kraft treten. Das Danziger Steuergrund⸗ 
geſetz tritt am 1. Oktober 1939 außer Kraft mit Ausnahme der 
im § 194 Abſatz 2, in den $§ 352a bis 352 p und im § 430 des 
Danziger Steuergrundgeſetzes enthaltenen Vorſchriften über Ver⸗ 
mögensverzeichniſſe und Sicherheitzleiftung, über Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Betriebsvermögen oder in das geſamte Vermögen 
und über den Arreſt zur Sicherung der Staatskaſſe wegen der 
Geldſtrafen und der Koſten, die den Beſchuldigten vorausſichtlich 
treffen werden. 


Außer der Reichsabgabenordnung, dem Steueranpaſſungs⸗ 
geſetz und dem Steuerſäumnisgeſetz treten am 1. Oktober 1939 
in Danzig auch diejenigen Vorſchriften in Kraft, die zur Durch⸗ 
führung der Reichsabgabenordnung, des Steueraupaſſungsgeſetzes 
und des Steuerſäumnisgeſetzes ergangen ſind. Es gelten zum 
Beiſpiel ab 1. Oktober 1939 in Danzig auch die Verordnung bom 
1. November 1921 über die Unterwerfung im Strafverfahren ge⸗ 
mäß § 445 der Reichsabgabenordnung und die Verordnung bom 
11. Dezember 1932 über Vereinfachungen bei der Zuſendung von 
Beſcheiden im Beſteuerungsverfahren. Auch die Wareneingangs⸗ 
verordnung vom 20. Juni 1935 und die Warenausgangsverord⸗ 
nung vom 20. Juni 1936 treten in Danzig am 1. Oktober 1939 in 
Kraft. Die Anwendung dieſer beiden Verordnungen iſt deshalb 
ohne weiteres möglich, weil bisher ſchon in Danzig Beitinnmungen 
galten, die unſerer Wareneingangsverordnung und unſerer 
Warenausgangsverordnung nachgebildet waren. 


Schließlich gelten in Danzig ab 1. Oktober 1939 auch die im 
Abſchnitt IV Abſätzen 4 und 5 des Führererlaſſes vom 28. Auguft 
1939 (RGBl. 1 S. 1535) enthaltenen Vorſchriften, durch die für 
die Beſteuerung das Berufungsverfahren durch das Anfechtungs⸗ 
berfahren erſetzt und die Rechtsbeſchwerde an den Reichsfinanz⸗ 
hof auf diejenigen Fälle beſchränkt worden ift, in denen der Ober- 
finanzpräſident wegen der grundſätzlichen Bedeutung oder der be⸗ 
ſonderen Umſtände des Einzelfalls die Rechtsbeſchwerde i 
hat. F. 


Warenverkehr zwijchen dem Gebiet von Oft-Oberjchlofien 
und dem deutſchen Zollgebiet 


Waren, die ihren Urſprung im Gebtet von Oſt⸗Oberſchleſien 
haben, werden bei ihrer Einfuhr in das deutſche Zollgebiet zoll⸗ 
und umſatzausgleichſteuerfrei gelaſſen. Waren, die aus dem freien 
Verkehr des deutſchen Zollgebiets in das Gebiet von Oſt⸗Ober⸗ 
ſchleſien eingeführt werden, jind bei ihrer Einfuhr zoll⸗, umſatz⸗ 
ſteuer⸗ und gebührenfrei. Ausfuhrzollbare Waren ſind bei ihrer 
Ausfuhr aus dem deutſchen Zollgebiet in das Gebiet von Oſt⸗ 
Oberſchleſien vom Ausfuhrzoll befreit. Gal. 


fioſtenvorſchuf im Rechtsmitteluerfahren 


Nach § 51 Abſatz 1 der Dritten Steuernotverordnung bon 
14. Februar 1924, NGBE I S. 74, 86, der noch in Geltung iſt, 
kann der Vorſitzende der Rechtsmittelbehörde verfügen, daß der 
Rechtsmittelführer in Höhe der vorausſichtlichen Rechtsmittelkoſten 
einen Koſtenvorſchuß zu zahlen hat. Zahlt der Rechtsmittelführer 
die Koſten nicht, fo kann das Rechtsmittel nach § 51 Abſatz 2 der 
Dritten Steuernotverordnung als unzuläſſig verworfen werden, 
wenn es aus Mutwillen oder in der Abſicht, die Finanz⸗ 
behörden irrezuführen, eingelegt worden iſt. Iſt das 
Rechtsmittel nicht aus Mutwillen oder zur Irreführung eingelegt 
worden, ſo muß trotz Nichtzahlung des Koſtenvorſchuſſes ſachlich 
entſchieden werden. Die Vorſchrift war in dieſer Jorm auf 
Verlangen eines Reichstgasausſchuſſes geſchaffen worden, der vor 
Erlaß der Verordnung zu hören war. Die Reichsregierung hatte 
fte fo faſſen wollen, daß bei Nichtzahlung des Koſtenvorſchuſſes das 
Rechtsmittel als unzuläſſig zu verwerfen war. Der Reichsfinanz⸗ 
hof hat die Vorſchrift auf Grund ihrer Eutſtehungsgeſchichte aus⸗ 
gelegt und in einem Urteil vom 3. Juni 1924 II A 175/24, NGEDI 
1924 S. 173, 189, die Verwerfung des Rechtsmittels für unzu⸗ 
laſſig erklärt, weil es nicht aus Mutwillen oder zur Irreführung 
eingelegt war. 

In einem Urteil vom 27. Juni 1989 III 118/39, R Stel 1939 
S. 8886, befaßt fich der Reichsfinanzhof erneut mit der Vorſchrift. 
Der Vorſitzende eines Finansgerichts hatte den Fortgang eines 
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Rechtsmittelverfahrens von der Zahlung eines Koſten vor⸗ 
ſchuſſes abhängig gemacht, weil das im Inland befindliche Ver⸗ 
mögen des Rechtsmittelführers zur Tilgung der Steuern u. dgl. 
nicht ausreichte und die Beitreibung der Koſten infolge der Be⸗ 
ſchlagnahme des Vermögens des 9 echtsmittelführers unmöglich 
war. Der Rechtsmittelführer hatte den Koſtenvorſchuß nicht inner⸗ 
halb der ihm geſetzten Friſt geleiſtet. Das Finanzgericht hatte die 
Berufung als unzuläſſig verworfen. 


Der Reichsfinanzhof hat die Entſcheidung des Finanzgerichts 
gebilligt. Sie widerſpreche allerdings dem klaren Wortlaut 
der Vorſchrift, doch rechtfertige die nach 8 1 StAnpG bei der Aus⸗ 
legung von Geſetzen zu berückſichtigende Entwicklung der Ver⸗ 
hältniſſe eine andere Auslegung als in dem Urteil bon 3. Juni 
1924. Der damalige Reichstag beſtehe nicht mehr. Es ſei anzu⸗ 
nehmen, daß die Vorſchrift des § 51 Abſatz 2 der Dritten Steuer⸗ 
notverordnung, wenn fie jetzt erlaſſen würde, die urſprünglich von 
der damaligen Reichsregierung beabſichtigte Faſſung erhalten 
würde, die ſich in ähnlicher Form auch im Gerichtskoſtengeſetz 
(5 84) finde und allein eine wirkſame Durchführung der Vorſchuß⸗ 
beſtimmung ermögliche. Sehn. 


Bewertung von Einlagen 


$ 6 Ziffer 5 EStG gemäß find Einlagen mit dem Teils 
wert für den Zeitpunkt der Zuführung, höchſtens jedoch mit 
den tatſächlichen Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten anz 
zuſetzen. 

Sind die dem Betrieb zugeführten Wirtſchaftsgüter vor 
dem J. Januar 1925 angeſchafft oder hergeſtellt worden, ſo 
gilt § 6 der Durchführungsbeſlimmungen zum Einkommenſteuer⸗ 
geſetz 1939 gemäß als Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten der 
Betrag, den der Steuerpflichtige für die Anſchaffung am 1. Januar 
1925 hätte aufwenden müſſen. 


Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen ſind erforderlich geweſen, 
um Gteuerberfürzungen auszuſchließen. Beiſpiel: Ein Inter 
nehmer bringt Wertpapiere ein, die er zu verhältnismäßig 
hohen Kurſen angeſchafft hat. Bei den Ein kü nften aus 
Kapitalvermögen kann bekanntlich das Abſinken der Kurſe 
fteuerlich nicht berückſichtigt werden, da es ſich dabei nicht um 
einen Einkommensbverluſt, ſondern um einen Ver- 
mögens verluſt handelt. Dagegen kann ein Gewerbetreibender 
den durch das Abſinken der Kurſe entſtandenen 
Verluſt bei der Ermittlung ſeines gewerblichen Einkommens 
(Vermögensvergleich) berückſichtigen. Es liegt nahe, daß in dieſen 
Fällen der Unternehmer ſeine Wertpapiere in ſein Unternehmen 
einbringt. Um zu verhindern, daß er dieſe Wertpapiere mit den 
tatſächlichen hohen Anſchaffungskoſten anſetzt, beſtimmt das Ge⸗ 
ſetz, daß dieſe Einlagen mit dem Teilwert für den Zeit⸗ 
punkt der Zuführung anzuſetzen ſind. 


Dabei muß noch berüdfichtigt werden, daß Wertpapiere im 
allgemeinen zu dem ſogenannten gewillkürten Betriebs⸗ 
bermögen zählen, d. h. die Wertpapiere ſind auch ſteuerlich als 
Betriebsvermögen anzuerkennen, wenn die Art der Ver⸗ 
buchung keinen Zweifel daran läßt, daß es der Wille des Kauf⸗ 
manns war, fie als Betriebsvermögen zu behandeln, 


Umgekehrt kann der folgende Fall vorliegen: Ein Gewerbe⸗ 
treibender hat Wertpapiere zu niedrigen Kurſen zunächſt als 
ſein Privatvermögen angeſchafft. Er beabſichtigt, dieſe Papiere 
zu einem höheren Kurs zu verkaufen. Um einen Spekulations⸗ 
gewinn zu vermeiden, legt er dieſe Wertpapiere in ſein Unter⸗ 
nehmen ein, und zwar mit dem Wert im Zeitpunkt der Zuführung. 
Erfolgt dann ſpäter ein Verkauf, ſo kommt als Gewinn nur der 
Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Wert im Zeitpunkt der 
Zuführung und dem Verkaufserlös in Betracht. In dieſem Fall 
würde alſo der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem urfprünglichen 
niedrigen Anſchaffungspreis und dem höheren Kurswert im Zeit⸗ 
punkt der Zuführung unverſteuert bleiben. Der Geſetzgeber be⸗ 
ſtimmt aber, daß in dieſem Fall die Wertpapiere höch ft enê 
mit den tatſächlichen Anſchaffungskoſten anzuſetzen find 


Man müßte annehmen, daß über die Auslegung dieſer geſeb⸗ 
lichen Beſtimmung kein Zweifel beſtehen kann, zumal Staats- 
fefretär Reinhardt in „Buchführung, Bilanz und Steuern“ Band ! 
S. 189/190 durch Anführung einiger Beiſpiele die geſetzliche Ber 
ſtimmung erläutert. 


Im „Deutſchen Steuerblatt“ Nr. 9 vom 10. Mai 1939 befaßt 
ſich Reichsrichter a. D. Zitzlaff mit „Einlagen bei der einkommen⸗ 
ſteuerlichen Gewinnermittlung“. Er vertritt hier die Auffaſſung, 
daß der zweite Halbſatz des § 6 Ziffer 5 auf den Fall be? 


ſchränkt werden müßte, daß der Steuerpflichtige das Wiri 
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ſchaftsgut urſprünglich bereits zum Zweck der Einbringung 
in den Betrieb erworben hat. Er fuͤhrt u. a. aus, daß 3. B. bei 
Einbringung von Effekten aus dem Privatvermögen „die Ver⸗ 
waltungsübung und die Rechtſprechung ohne Bedenken davon aus⸗ 
gegangen ſind, daß die Effekten mit dem Kurswert des Tags 
der Einbringung und nicht etwa mit dem niedrigeren An⸗ 
ſchaffungspreis anzuſetzen ſind“. Dieſe Ausführungen decken ſich 
nicht mit den geſetzlichen Beſtimmungen, da der 
Geſetzgeber offenbar keinen Unterſchied machen wollte zwiſchen 
Wirtſchaftsgütern, die urſprünglich als Kapitalanlage er⸗ 
worben wurden, und ſolchen, bei denen bereits bei der An⸗ 
ſchaffung die Abſicht vorlag, fie ſpäter in das Betriebs⸗ 
bermögen des Unternehmens einzubringen. 


Für die Finanzämter gelten die Aus⸗ 
führungen des Staatsſekretärs, wonach das 
Verbot, Einlagen höher als mit den tatſäch⸗ 
lichen Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
anzuſetzen, erforderlich ift, um Steuerverkür⸗ 
zungen auszuſchließen. Car. 


Durch behördlichen zwang veranlaßte außerordentliche 
Waldnutzung 


Das Deutſche Reich — Heeresverwaltung — hat bekanntlich 
in den letzten Jahren an bielen Orten Gelände zu Wehrmachts⸗ 
zwecken erworben. Das Gelände ift zum Teil enteignet worden. 
In bielen Fällen haben die Eigentümer ihre Grundſtücke verkauft, 
um der drohenden Enteignung zu entgehen. 


Soweit es fich bei dem Grundbeſitz um Waldgrund⸗ 
itü de handelt, muß der Kaufpreis beim Empfänger auf Grund 
und Boden einerſeits und auf den Holzbeſtand 
anderſeits verteilt werden. Der auf den Grund und 
Boden entfallende Teil des Kaufpreiſes ijt einkommenſteuerlich 
bedeutungslos (84 Abſatz 1 letzter Satz EStG). Der auf das 
aufſtehende Holz entfallende Kaufpreisanteil ift eine forſt⸗ 
wirtſchaftliche Betriebseinnahme. Wird ein Be- 
ſtandsbergleich für das ſtehende Holz nicht vorgenommen, fo ſtellen 
die darauf entfallenden Einkünfte ſolche aus außerordent⸗ 
lichen Waldnutzungen dar (§ 34 Abſatz 3 EStG). Der 
Keichsfinanzhof hat im Urteil vom 23. Februar 1938 VI 73/38, 
RFO Bd. 43 S. 217, RStBl 1938 S. 406, das auch in der Deut- 
ſchen Steuer⸗Zeitung 1938 S. 679 (B.⸗A. S. 639) auszugsweiſe abge- 
druckt iſt, dargelegt, daß auch die durch behördliche Anordnung 
veranlaßte außerordentliche Waldnutzung eine aus wirtſchaftlichen 
Gründen gebotene Nutzung im Sinn des 8 84 Abſatz 3 Satz 2 
EStG ijt. 

In einem Urteil vom 23. Auguft 1939 VI 540/39, das dem⸗ 
nächſt im Reichsſteuerblatt erſcheinen wird, hatte ſich der Reichs⸗ 
finanzhof wieder mit der Frage der durch behördlichen Zwang ber⸗ 
anlaßten außerordentlichen Waldnutzung zu befaſſen. Der Steuer- 
pflichtige hatte hier beantragt, die nach § 34 Abſatz 1 EStG zu be- 
meſſene Einkommenſteuer auf die Hälfte zu ermäßigen, weil die 
Waldnutzung durch höhere Gewalt veranlaßt ſei (§ 34 
Abſatz 3 Satz 3 EStG). Der Begriff „höhere Gewalt“ umfaſſe 
nach feſtſtehender Rechtſprechung nicht nur Naturereigniſſe, ſon⸗ 
ern auch andere nicht verſchuldete, nicht vorausſehbare und 
nicht abwendbare Zufälle. 


Der Reichsfinanzhof hat dieſe Auffaſſung abgelehnt. 
Unter höherer Gewalt im Sinn des § 34 Abſatz 8 Satz 8 EStG 
Innen nur ſchadliche Natur ereigniſſe verſtanden werden. Das 
geht nach dem Urteil ſchon aus der in Klammern beigefügten Auf⸗ 
zählung „Gis⸗, Schnee⸗, Windbruch, Re oder Brand” 
ervor. Nur die durch Naturereigniſſe verurſachten vorzeitigen 

aldnutzungen find die ſogenannten Kalamitätsnutzun⸗ 
gen, die das Geſetz beſonders begünſtigt. 


Durch behördliche Anordnung veranlaßte außerordentliche 
Waldnutzungen ſind Nutzungen, die „aus wirtſchaftlichen Gründen“ 
gevoten ſind (8 84 Abſatz 3 Satz 2 ESG). Wirtſchaftliche Gründe 
ſind nicht nur forſtwirtſchaftliche oder landwirtſchaftliche oder 
drivatwirtſchaftliche Gründe des Steuerpflichtigen, ſondern auch 
Naatz. oder volkswirtſchaftliche Gründe. 


Der Steuerſatz für Einkünfte aus außerordentlichen Wald⸗ 
zutzungen, die durch behördlichen Zwang verurſacht find, ift zur 
Zeit daher nicht 5 (bei ledigen 6) v. H., ſondern 10 (bei Ledigen 12) 
b. (Hinweis auf VR für 1937 C I 9 Abfatz 5). Stg. 


Verluftabzug bei der Gewerbefteuer — Gewerbeverluft — 


yr. Die Beſtimmung über den Verluſtabzug im § 10 
Abſatz 1 Ziffer 6 EStG 1938 ijt erſtmals für den Veranlagungs⸗ 
zeitraum 1938 anzuwenden. Danach konnen bei buchführenden 
Vewerbetreibenden die in den beiden vorangegangenen Wirte 


ſchaftsjahren entſtandenen Verluſte aus Gewerbebetrieb, ſoweit 
fte nicht bei der Veranlagung für die vorausgegangenen Kalender⸗ 
jahre ausgeglichen oder abgezogen worden find, vom Geſamtbetrag 
der Einkünfte abgeſetzt werden. Die Höhe des Verluſts iſt nach 
den Vorſchriften der §§ 4 bis 7 EStG zu ermitteln. 


Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags im Sinn 
des Gewerbeſteuergeſetzes iſt bei natürlichen Perſonen vom 
Gewinn, bei den der Körperſchaftſteuer unterliegenden 
Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen 
vom Einkommen auszugehen ($14 der Zweiten Gewerbe⸗ 
jteuerdBO). Es war daher die Frage aufgetaucht, ob auch bei 
den einkommenſteuerpflichtigen Gewerbetretbenden der Verluſt⸗ 
abzug bei der Ermittlung des Gewerbeertrags zuläſſig ſei, obwohl 
es ſich bei dem Verluſtabzug um eine Sonderausgabe handle. 
Der Reichs miniſter der Finanzen hat diefe Frage in einem Erlaß 
vom 14. Juli 1939 (RStBl. 1939 S. 849 bejaht. 


Der bei der Ermittlung des Gewerbeertrags abzugsfähige 
Verluſt wird als Gewerbeverluſt bezeichnet. Abzugsfähig 
ſind die Fehlbeträge, die ſich bei der Ermittlung des Ge⸗ 
werbeertrags für die beiden vorangegangenen Wirt⸗ 
ſchaftsjahre nach den 88 7 bis 9 GewStG ergeben haben, ſoweit 
fie nicht bereits bei Ermittlung des Gewerbeertrags für das vor⸗ 
angegangene Wirtſchaftsjahr gekürzt worden ſind. Das gilt erſt⸗ 
mals bei der Ermittlung des Gewerbeertrags des Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1938, der der Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 1939 
zugrunde zu legen iſt. Entſprechend der Regelung bei der Ein⸗ 
kommenſteuer (RdF-Erloß vom 8. März 1939, RSBI. 1939 S. 433, 
Eildienſt⸗Nachricht in DStZ 1939 Nr. 12) kann der Gewerbe⸗ 
verluſt 1936 nur inſoweit abgezogen werden, als ihm nicht 
ein Gewerbeertrag 1937 gegenüberſteht. Dieſe einengende 
Beſtimmung ergibt fih aus der Bedeutung des Verluſtabzugs, der 
bekanntlich ein Ausgleich für die Einſchränkung der Bewertungs⸗ 
freiheit für kurzlebige Wirtſchaftsgüter ſein ſollte. Würde man 
den Verluſt (Gewerbeverluſt) für 1936 trotz eines Gewinns 
(Gewerbeertrags) für 1937 in voller Höhe zum Abzug zulaſſen, 
ſo würde damit die Vergünſtigung des § 10 Abſatz 1 Ziffer 8 
EStG 1938 bereits für einen Zeitraum gewährt werden, in dem 
die Bewertungsfreiheit nach § 4 Zifſer 1 Satz 6 SSt 1938 noch 
uneingeſchränkt galt. 

Der Gewerbeverluſt wird ſich mit dem (einkommen⸗ 
ſteuerlich) abzugsfähigen Verluſt aus Gewerbebetrieb 
regelmäßig nicht decken, weil bei ihm die in den 88 8 und 9 
GewStG vorgeſchriebenen Hinzurechnungen und Kür⸗ 
zungen zu berückſichtigen ſind. Sind die zu kürzenden 
Beträge ſehr hoch, ſo kann ſich aus einem Gewinn aus Gewerbe⸗ 
betrieb ſogar ein Gewerbeverluſt ergeben. Anderſeits kann ſich 
ein Verluſt aus Gewerbebetrieb in einen Gewerbeertrag ver⸗ 
wandeln, wenn erhebliche Beträge (Dauerſchuldzinſen, Gewinn⸗ 
anteile der ſtillen Geſellſchafter uſw.) hin zuzurechnen find. 


Einzelheiten zu dieſer und zu der Frage der Ge⸗ 
werbeverluſtermittlung bei Körperſchaften ergeben ſich aus den 
Beiſpielen des Erlaſſes. 


Der Erlaß gilt auch für die Oſtmark und die fudeten⸗ 
deutſchen Gebiete. Die Ermittlung des Gewerbeverluſts 
kann dort nur ſinngemäß erfolgen, weil für die Wirtſchafts⸗ 
jahre 1936 und 1937 im Gebiet der Oſtmark und für 1937 und 
1938 in den ſudetendeutſchen Gebieten das deutſche Einkommen⸗ 
ſteuerrecht noch nicht eingeführt war. 


Der Erlaß regelt noch einige andere Fragen: 


1. Die Beſtimmungen des § 32 Ziffern 2 und 3 (Befreiung der 
Kreditgenoſſenſchaften, die der Pflege des eigent⸗ 
lichen Sparverkehrs dienen; Nichthinzurechnung der Geſchäfts⸗ 
guthaben der Genoſſen bei der Ermittlung des Gewerbe⸗ 
kapitals) und des § 38 der Zweiten Gewst d (Befreiung 
der Wohnungs⸗ und Siedlungs unternehmen), 
die nur für das Rechnungsjahr 1938 vorgeſehen waren, find 
auch für das Rechnungsjahr 1939 anzuwenden. 

Infolge der Anderung der Umſaßzſteuerdurchführungsbeſtim⸗ 
mungen (vom 23. Dezember 1938, RSBI 1939 S. 8, DEZ 
1939 Nr. 1) hat ſich der für die Gewerbeſteuer bedeutſame Be⸗ 
griff der Umſätze im Einzelhandel geändert. Der 
Erlaß ſtellt klar, daß dieſe Anderung auch für die Beurtei⸗ 
lung des Begriffs der Wareneinzelhandelsunter⸗ 
nehmen (Hinweis auf die §§ 26, 27 und 31 der Zweiten 
GewSt) gilt. 


In den Eingangsworten des Erlaſſes iſt vorbehalten, daß die 
in dem Erlaß behandelten Fragen ſpäter im Verordnungs⸗ 
weg geregelt werden. Meu. 
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Geld, Kredit und äflentliche Finanzen 

Neue Reichsbankanſtalten. Eine Reichsbankhaupt⸗ 
ftelle, die dem Reichsbankdirektorium unmittelbar unter- 
geordnet ift, wurde am 6. September 1939 in Danzig in den 
Geſchäftsräumen der Bank von Danzig errichtet. 

Reichsbanknebenſtellen wurden am 12. September 
1939 in Kattowitz und Königshütte errichtet. Die Reihs- 
banknebenſtellen ſind von der Reichsbankſtelle Beuthen 
abhängig. 
* 

Verlängerung der Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts. Die 
Friſten, in denen nach den Vorſchriften des Wechſel⸗ und 
Scheckgeſetzes die zur Erhaltung der Rückgriffsrechte 
erforderlichen Handlungen vorzunehmen ſind, werden bis auf 
weiteres um dreißig Tage verlängert. Das gilt nicht 
für Friſten, die vor dem 28. Auguft 1939 bereits abge⸗ 
laufen waren. 

* 

Ausgabe von Wehrmachtverpflichtungsſcheinen. Das Ober- 
kommando der Wehrmacht und die zentralen Beſchaffungsſtellen 
der Wehrmachtteile wurden durch Verordnung vom 19. September 
1939 5 Wehrmacht verpflichtungsſcheine 
auszugeben. Die Wehrmachtverpflichtungsſcheine find Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber. Sie dürfen auf 
keinen kleineren Betrag als 10 000 Reichsmark lauten. Die Wehr⸗ 
machtverpflichtungsſcheine folen den Betrieben die Um- 
ſtellung von der Friedens- auf die Kriegswirtſchaft er⸗ 
leichtern. 

* 

Oeffa⸗Sonderkredite. Die Deutſche Geſellſchaft für öffent⸗ 
liche Arbeiten AG. i. A. („Oeffa“) in Berlin beſchloß in der Haupt⸗ 
verſammlung vom 22. September 1939 die Aufhebung der 
Abwicklung. Die „Oeffa“ wurde mit neuen Aufgaben 
im Rahmen der Umſtellung der Friedenswirtſchaft auf die Kriegs⸗ 
wirtſchaft betraut. 3 

Gewährleiſtung für den Dienſt von Schuldverſchreibungen der 
Kouverſionskaſſe. Die Beſtimmungen des Geſetzes über die Ge- 
währleiſtung für den Dienſt von Schuldverſchreibungen der Kon⸗ 
verſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden vom 28. Februar 1985 
erſtrecken ſich auf die Schuldverſchreibungen, die die Konverſions⸗ 
kaſſe für deutſche Auslandsſchulden für Beträge ausgibt, die auf 
Fälligkeiten aus der Zeit vom 1. Juli 1989 bis 31. Dezember 1939 
bei ihr eingehen. 

* 

Deviſenſtelle Danzig. Die „Deviſenſtelle Danzig“ wurde 
durch Verordnung vom 22. September 1939 errichtet. Sie tritt 
an Stelle der Überwachungsſtelle für den Zahlungsverkehr mit 
dem Ausland, die bei der Bank von Danzig eingerichtet war. 
Deviſenſtellen find ſon ſt die Oberfinanzpräſidenten. 
Die Deviſenſtelle Wien und die Deviſenſtelle Danzig bilden eine 
Ausnahme. 

* 

Deviſenbewirtſchaftung und Zahlungsverkehr mit dem Aus⸗ 
land in Danzig. Durch Verordnung vom 22. September 1939 
wurden in Danzig u. a. eingeführt: 

1. das Debiſengeſetz, 

2. das Konberſionskaſſengeſetz, 

„das Geſetz über die Deutſche Verrechnungskaſſe, 

4. die Verordnung über die Anmeldung von Zahlungsberpflich⸗ 
tungen gegenüber dem Ausland, 

5. das Geſetz über Fremdwährungs⸗Schuldverſchreibungen und die 
Verordnung über Fremdwährungsſchulden, 

6. das Geſetz zur Regelung von Kapitalfälligkeiten gegenüber dem 
Ausland, 

7. die Anbietungs⸗ und Ablieferungspflicht für Deviſen, auslän⸗ 
diſche Wertpapiere, Gold uſw. 

Die bisherigen Danziger Deviſenbeſtimmungen wurden außer 

Kraft geſetzt. 


r 


Sicherſtellung der Elektrizitütsverſorgung. Der General- 
bevollmächtigte für die Wirtſchaft hat im Einvernehmen mit dem 
Generalbevollmächtigten für die Reichsverwaltung und dem Ober⸗ 
kommando der Wehrmacht eine Verordn ung zur Sicher⸗ 
Mellung der Elektrigitätsverſorgung erlaſſen. 
Danach wird zur Sicherſtellung der Elektrizitätsberſorgung eine 
Reichsſtelle für die Elektrizitätswirtſchaft gebildet. = 


Regelung der Mineralölwirtſchaft. Die Reichsſtelle für 
Mineralöle hat alle Mineralöle (Benzin, Benzol, Treibgaſe, 
Die ſelkraftſtoffe uſw.) beſchlagnahmt. Die Beſchlagnahme erſftreckt 
ſich auf die vorhandenen und neu anfallenden Beſtände derjenigen 
Wareneigentümer, die ſich gewerbsmäßig mit der Herſtellung oder 
der Veräußerung von Mineralölen befaſſen. Die beſchlagnahmten 
Mineralöle dürfen nur mit Genehmigung der Reichsſtelle für 


Mineralöle verkauft werden. 
* 


Mineralölbezugſcheine und Tankausweiskarten. Die bon den 
unteren Verwaltungsbehörden ausgegebenen Mineralöl⸗ 
bezugſcheine und Tankausweiskarten ſind zur 
Deckung des Bedarfs für zwei Monate beſtimmt. Dieſe Karten 
berechtigen zur Entnahme von Vergaſerkraftſtoff und Dieſelkraft⸗ 
ſtoff bis zum 31. Oktober 1989. Alle Verbraucher, die Tankaus⸗ 
weiskarten und Mineralölbezugſcheine erhalten haben, müſſen mit 
den ihnen zugebilligten Mengen bis zum 31. Oktober 1939 aus⸗ 


kommen. 
* 


Bewirtſchaftung der Kraftſtoffe. Wer heute noch Kraftſtoff 
im Rahmen der angeordneten Einſchränkung erhält, trägt eine be⸗ 
ſondere Verantwortung vor der Allgemeinheit. Kraftſtoff darf 
nur für lebensnotwendige Fälle verbraucht werden. Auch Fahrten 
zu beruflichen Zwecken find auf unbedingt notwendige Fälle zu be⸗ 
ſchränken. Wer aus Faulheit oder zum Vergnügen fährt, entzieht 
der Allgemeinheit ein lebensnotwendiges Gut. 
* 


Erfaſſung von Chemikalien. Die Reichsſtelle „Chemie“ hat 
am 5. September 1939 Anordnung 13 erlaſſen. Dieſe enthält Be- 
ſtimmungen über die Beſchlagnahme von beſtimmten chemiſchen 
Erzeugniſſen. Sie ift am 5. September 1939 in Kraft getreten 
und gilt auch für die Oſtmark und den Reichsgau Sudetenland. 


* 


Reichsſtelle für Holz. Der Reichsforſtmeiſter hat ſich veran⸗ 
laßt geſehen, die Forſtwirtſchaft und Holzwirtſchaft ſtraffer zu⸗ 
ſammenzufaſſen. Es wurde die „Reichsſtelle für Holz“ 
geſchaffen. Zum Reichsbeauftragten, der die Reichsſtelle für Holz 
leitet, wurde der Abteilungsleiter im Reichsforſtamt, Miniſterial⸗ 
direktor Parchmann, ernannt. 

* 


Induſtrielle Fettverſorgung. Die Reichsſtelle für induſtrielle 
Fettverſorgung beröffentlicht im Reichsanzeiger Nr. 206 vom 
5. September 1939 Anordnung 19. Durch dieſe wird die Her⸗ 
ſtellung von Seifenerzeugniſſen und Waſchmitteln, von Lacken, 
Farben, Kitt uſw. geregelt. Die Anordnung iſt am 5. September 
1939 in Kraft getreten. 


* 


Reichsſtelle für Kali und Salz. Zur Überwachung und Rege⸗ 
lung des Verkehrs mit Kali und Salz und zur Erfüllung der da⸗ 
mit zuſammenhängenden deviſenwirtſchaftlichen Aufgaben iſt die 
„Reichsſtelle für Kaliund Salz“ mit dem Sitz in Berlin 
errichtet worden. Die Reichsſtelle für Kali und Salz wird von 
einem Reichsbeauftragten geleitet. Die bisherige Reichsſtelle für 
0 A Salz führt nunmehr die Bezeichnung „Reichsſtelle für 

ohle“. A 

Beſchlagnahme von Leder. Der Reichsbeauftragte für die 
Lederwirtſchaft hat durch Anordnung u. a. die Beſchlagnahme der 
folgenden Erzeugniſſe ausgeſprochen: Felle und Häute; Leder 
und Pergament; Schuhe; Treibriemen; Sattlerwaren; Leder⸗ 
abſälle; Gerbſtoffe. Der Beſchlagnahme unterliegen nicht 
Waren, die ſich bei dem letzten Verbraucher oder im Eigentum 
der Wehrmacht, der Partei und den Behörden befinden. 


* 


Anordnung der Reichsſtelle für Rauchwaren. Die Reichsſtelle 
für Rauchwaren hat eine Anordnung erlaſſen, die am 4. Sep⸗ 
tember 1939 in Kraft getreten iſt. Danach werden verſchiedene 
Sorten von Fellen und Pelzwaren beſchlagnahmt. Die Anord⸗ 
nung ift im Reichsanzeiger vom 8. September 1939 veröffentlicht. 


* 


Neues Deutſches Gewürz. Dem Schwenninger Heilpraktikanten 
Blenk iſt es gelungen, aus Alpenkräutern und anderen Gewürz⸗ 
pflanzen ein natürliches und hochwertiges Gewürz herzuſtellen. 
Die Zuſammenſtellung des Gewürzes iſt geſetzlich geſchützt worden. 
Das neue Gewürz erſetzt die einſchlägigen ausländiſchen Gewürze 
vollwertig. 


| 
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Deutſche Gaserzeugung im erſten Halbjahr 1939. Entwick⸗ 
lung einſchließlich Oſtmark und Sudetenland in Millionen Kubik⸗ 


meter: 
Januar 1939 2 063 
Februar 1939 1892 
März 1939 2 094 
April 1939 1933 
Mai 1939 1996 
Juni 1939 1939. 


* 


Stromverbrauch im zweiten Kalendervierteljahr 1939. Ent- 
wicklung der Stromabgabe von 103 Werken an gewerbliche Ver⸗ 
braucher (in Millionen Kilowatt): 


April 1939 1 044,8 
Mai 1939 1 093,8 
Juni 1939 1 097,0. 


* 


Zellwolle⸗Erzeugung wichtiger Länder im erſten Halbjahr 
1939. Entwicklung in 1000 Tonnen: 


Deutſchland 96,0 
Japan 61,5 
Italien 37,6 
England 13,0 
Amerika Mitat Po 01 
Son Eee! 
Holen a e Ze 2: 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Maßnahmen auf dem Gebiet des Rechts der Handelsgeſell⸗ 
ſchaften und der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Der 
Miniſterrat für die Reichsverteidigung hat durch Verordnung vom 
4. September 1939 (RGBl. I S. 1694) verſchiedene Erleichterungen 
auf handelsrechtlichem Gebiet für Aktiengeſellſchaften, Gefell- 
ſchaften mit beſchränkter Haftung und Genoſſenſchaften getroffen. 


* 


Lehrlingszuweiſung. Einer Anordnung des Reichsarbeits⸗ 
miniſters gemäß müſſen Betriebe, die zu Oſtern 1940 Lehrlinge 
einſtellen wollen, bis zum 1. Oktober 1939 beim zuſtändigen 
Arbeitsamt die Zuweiſung der Lehrlinge beantragen. 


Verkehr 


Verordnung über die Weiterbenutzung von Kraftfahrzeugen. 
Der Verordnung vom 6. September 1939 (RG Bl. I S. 1698) gemäß 
dürfen Kraftfahrzeuge (auch Kleinkrafträder) mit Wirkung vom 
20. September 1939 nicht mehr benutzt werden. Nach dieſem Zeit⸗ 
punkt dürfen nur noch weiter benutzt werden: 

1. Kraftfahrzeuge mit den amtlichen Kennzeichen WII, WM. WL, 
RP, DR, Pol, 4 
2. Kraftfahrzeuge, die dafür beſonders gekennzeichnet ſind. 
* 


Vorübergehende Außerkraftſetzung von Lieferfriſten. Der 
Meichsverkehrsminiſter hat auf Grund der Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung alle Lieferfriſten der Eiſenbahnverkehrsordnung vorüber⸗ 
gehend außer Kraft geſetzt. 


Maßnahmen zur Durchführung der notwendigen Transporte 
un Straſtenverkehr. Durch die Einberufungen zur Wehrmacht 
ift eine große Anzahl von Straßenverkehrsmitteln dem Straßen⸗ 
verkehr entzogen worden. Der Reichsverkehrsminiſter hat mit dem 
Ausgleich der für den zivilen Straßenverkehr verbliebenen Ver⸗ 
kehrsmittel in jedem Wehrkreisbezirk bei den Mittelbehörden der 
inneren Verwaltung einen „Bevollmächtigten für den Nahverkehr“ 
eauftragt. 
* 

Wiederaufnahme des Güterverkehrs nach Oſtpreußen in be⸗ 
ſchränktem Umfang. Der Güterverkehr nach Oſtpreußen wurde ab 
ofort in beſchränktem Umfang wieder aufgenommen. 

+ 


Poſtdienſt und Telegraphendienſt mit dem Ausland. Der Poft- 
dienſt und Telegraphendienſt mit Frankreich, Großbritannien und 
Quen Beſitzungen, Kolonien, Schutzgebieten und Mandatsgebieten 
dieſer Länder und mit Polen iſt eingeſtellt. 


* 
Poſtanweiſungsdienſt, Nachnahmedienſt und Poſtauftragsdienſt 


mit Island. Poſtanweiſungen aus Island nach Deutſchland, Nach⸗ 
ahmen (auf eingeſchriebenen Briefſendungen, Wertbriefen und 


Paketen) und Poſtaufträge aus Deutſchland nach Island ſind ab 
ſofort bis auf weiteres nicht mehr zugelaſſen. 
a 


Sonderpoſtwertzeichen „Danzig“. Ab 18. September 1939 
werden bei allen Poſtämtern zur Erinnerung an die Wiederver⸗ 
einigung Danzigs mit dem Reich zwei Sondermarken heraus⸗ 
gegeben. Die Sondermarke zu 6 NRfg zeigt ein Bild der Marien- 
kirche und das Wertzeichen zu 12 RPfg eine Abbildung des Kran⸗ 
tors in Danzig. 

* 

Keine Neuausgabe des Reichskursbuchs und des Kraftpoſt⸗ 
kursbuchs. Nach einer Bekanntgabe im Amtsblatt des Reichspoſt⸗ 
miniſteriums werden das Reichskursbuch und das Kraftpoſtkurs⸗ 
buch bis auf weiteres nicht neu herausgegeben. 

Eheſtandsdarlehen im zweiten Vierteljahr 1939. Im zweiten 
Vierteljahr 1939 wurden im Altreich auf Grund des Geſetzes 
zur Förderung der Eheſchließungen 70 921 Eheſtands⸗ 
darlehen ausgezahlt. In 81 734 Fällen wurden Er⸗ 
laſſe von Darlehnteilen für lebend geborene 
Kinder gewährt. Die Zahl der ausgezahlten Ehe⸗ 
ſt andsdarlehen war gegenüber dem zweiten Vierteljahr 
1938 um 10 971 größer. Die Zahl der Geburten 
aus Ehen, die mit Eheſtandsdarlehen geſchloſſen worden waren, 
nimmt weiterhin ſtändig zu; fie war um 14987 
größer als im zweiten Vierteljahr 1938. — In der Oſtmark 
wurden im zweiten Vierteljahr 1939 8318 Eheſtandsdarlehen aus⸗ 
gezahlt und 2611 Darlehnerlaſſe gewährt. — Im Sudeten- 
land betrug die Zahl der gewährten Eheſtandsdarlehen im 
gleichen Zeitraum 2 482, die Zahl der Darlehnerlaſſe 330. — Es 
ergibt ſich das folgende Bild: 

Erlaſſe von 


Darlehnsb trägen 
für lebend» 


Ausgezahlte 
Eheſtands⸗ 


ie geborene Kinder 

April 1939 20 956 25 125 
Mai 1939 ae 23 895 27 968 
Sun e 26 070 28 641 
Zweites Vierteljahr 1939 

Are ua a 70 921 81 734 
Oſtmark 8318 2 611 
Sudetenland. 2 432 330 
Insgeſamt 81 671 84 675. 


Von Auguſt 1933 bis Ende Juni 1939 find in Großdeutſchland 
insgeſamt 1 288 211 Eheſtandsdarlehen zur Auszahlung gekommen. 
Die Geſamtzahl der für lebendgeborene Kinder gewährten Erlaſſe 
von Darlehnteilen beträgt bis Ende Juni 1939 1147 422. 


* 


Erſte Durchführungsverordnung zur Notdienſtverordnung. 
Der Reichsminiſter des Innern hat durch Verordnung vom 
15. September 1939 (RGBI I S. 1775) Anordnungen über die 
Heranziehung und Zuweiſung von Notdienſtpflichtigen, über die 
Befreiung von Notdienſtleiſtungen, über die Familienunterſtützung 
und Verſorgung herangezogener Notdienſtpflichtiger und über die 
Entſchädigung bei Sachleiſtungen getroffen. 


* 


Anderung des Wehrleiſtungsgeſetzes. Durch Verordnung des 
Miniſterrats für die Reichsverteidigung bom 1. September 1939 
(RGBl. 1 S. 1639) wurde das Wehrleiſtungsgeſetz vom 18. Juli 
1938 den heutigen Erforderniſſen angepaßt. Es wurde unter der 
neuen Uberſchrift „Geſetz über Sachleiſtungen für Reichsaufgaben 
(Reichsleiſtungsgeſetz)“ im Reichsgeſetzblatt Teil I S. 1645 befannt- 
gemacht. 

* 

Reichsverſorgungsverwaltung. Durch Verordnung vom 8. Sep⸗ 
tember 1939 (RGBI I S. 1742) ging die Reichsverſorgung für die 
Dauer des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht in den Zuſtändig⸗ 
keitsbereich des Oberkommandos der Wehrmacht über. 


* 


Anderung von Vorſchriften über Arbeitsloſenhilfe. Der Reids- 
arbeitsminiſter hat die Vorſchriften über die Gewährung von 
Arbeitsloſenunterſtützung neu gefaßt und den ſtaatspolitiſchen Not⸗ 
wendigkeiten angepaßt, Die neuen Beſtimmungen find im Reichs⸗ 
geſetzblatt Teil I S. 1674 veröffentlicht. 


* 


Unterſtützung für Dienſtverpflichtete. Auf Grund der Verord⸗ 
nung zur Sicherſtellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von be⸗ 
ſonderer ſtaatspolitiſcher Bedeutung vom 18. Februar 1939 
(NGBl. I S. 206) und der dazu ergangenen Anordnung vom 
4. September 1939 kann einem Dienſtverpflichteten, der infolge der 
Dienſtleiſtung von ſeinen Angehörigen getrennt lebt, ein Tren⸗ 
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nungszuſchlag bis zu 19 Reichsmark je Woche durch das Arbeits⸗ 
amt gewährt werden. s 
Familienunterſtützung bei Räumung oder Freimachung von 
gefährdeten Gebieten. Durch Verordnung vom 1. September 1939 
(RGBl I S. 1761) wurde beſtimmt, daß Perſonen, die im Fall 
des beſonderen Einſatzes der Wehrmacht infolge einer behörb- 
lich angeordneten Räumung oder Freimachung von gefährdeten 
Gebieten oder Wohngebäuden die Sicherung ihres notwendigen 
Lebensbedarfs verlieren, Familienunterſtützung nach Maßgabe 
der Verordnung über Familienunterſtützung bei beſonderem Ein⸗ 
ſatz der Wehrmacht vom 1. September 1939 mit den in dieſer 
Verordnung geregelten Anderungen erhalten. 
* 


Keine Entlaſſung im Neichsarbeitsdienſt für die weibliche 
Jugend. Durch Verordnung vom 5. September 1939 (RGBl. I 
S. 1687) iſt die Ende September 1939 fällige allgemeine Entlaſſung 
im Reichsarbeitsdienſt für die weibliche Jugend bis auf weiteres 
berſchoben. Der Reichsarbeitsführer iſt ermächtigt, in begründeten 
Fällen eine vorzeitige Entlaſſung zu genehmigen. 


* 


Erhöhung der Stärke des Reichsarbeitsdienſtes für die welb⸗ 
liche Jugend. Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung bat 
durch Verordnung vom 4. September 1939 (RG Bl. I S. 1693) an⸗ 
geordnet, die Stärke des Reichsarbeitsdienſtes für die weibliche 
Jugend auf 100 000 Arbeitsmaiden leinſchließlich Stammperſonal) 
zu erhöhen. Der Reichsarbeitsführer wurde ermächtigt, ledige 
Mädchen im Alter von 17 bis 25 Jahren, die nicht bol berufstätig 
ſind, nicht in beruflicher oder ſchuliſcher Ausbildung ſtehen und 
nicht als mithelfende Familienangehörige in der Landwirtſchaft 
dringend gebraucht werden, zur Erfüllung der Reichsarbeitsdienſt⸗ 
pflicht heranzuziehen. 

Einbürgerung von Kriegsfreiwilligen. Durch Verordnung 
des Miniſterrats für die Reichsverteidigung bom 4. September 
1939 a I ©. 1741) find für die Einbürgerung von Perſonen, 
die als Kriegsfreiwillige in die Deutſche Wehrmacht einzutreten 
beabſichtigen, Erleichterungen gegenüber den bisherigen Beſtim 
mungen getroffen worden. 

* 

Neue arbeitsrechtliche Vorſchriften. Der Miniſterrat für die 
Aeichsperteidigung hat durch Verordnung vom 1. September 1939 
(RGBl. I S. 1683) beſtimmt, daß ein beſtehendes Arbeitsverhältnis 
durch eine Einberufung zum Wehrdienſt nicht gelöſt wird. Lediglich 
die aus ihm ſich ergebenden Rechte und Pflichten ruhen während 
der Dauer der Dienſtleiſtung. Eine Werkwohnung, die von den 
Familienangehörigen des Einberufenen weiter gebraucht wird, 
braucht nicht geräumt zu werden. — Die geſetzlichen Arbeitszeit- 
beſchränkungen und die auf der Grundlage der bisher geltenden 
Arbeitszeitgeſetze in Tarifordnungen vorgeſehenen Arbeitszeit⸗ 
beſchränkungen für männliche Gefolgſchaftsangehörige über 
18 Jahre find außer Kraft geſetzt. — Die Schiffsmannſchaften auf 
Binnenſchiffen verpflichtet die Verordnung auch zu Ladearbeiten 
und Löſcharbeiten. 

* 

Beſchrünkung des Arbeitsplatzwechſels. Der Miniſterrat für 
die Reichsberteidigung hat durch Verordnung vom 1. September 
1939 (RG Bl. I S. 1685) die Löſung von Arbeitsverhältniſſen und 
die Einſtellung von Arbeitskräften mit ganz wenigen Ausnahmen 
von der Zuſtimmung des Arbeitsamts abhängig gemacht. 


* 


Anderung von Kündigungsfriſten. In Auswirkung des 
Kriegszuſtandes können Betriebe ſtillgelegt, einge ⸗ 
ſchränkt oder umgeſtellt werden. Die Reichstreuhänder 
oder Sondertreuhänder der Arbeit können beſtehende Kündi⸗ 
gungsfriſten für einzelne Gefolgſchaftsmitglieder, für die 
Gefolgſchaften einzelner Betriebe oder einer Gruppe von Betrieben 
abkürzen. Das gleiche gilt für Friſten, innerhalb deren die 
Einführung von Kurzarbeit anzukündigen iſt. Die Abkürzung 
der Friſten kann von der Erfüllung beſtimmter Au flagen zu 
gunften der Gefolgſchaftsmitglieder abhängig ge- 
macht werden. 


Offentliche Bewirtſchaftung von Lebensmitteln, Getreide und 
Futtermitteln. Durch neun Verordnungen vom 7. September 
939 (RGBl I S. 1705/1735) wurde die öffentliche Bewirtſchaf⸗ 
kung bon Getreide, Futtermitteln, ſonſtigen landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen, Tieren, Milch, Olen, Fetten, Kartoffeln, Zucker⸗ 


rüben, Zucker, Brotaufſtrichmitteln, Speiſezwiebeln, Gewürzen, 

Eiern, Fiſchen, Rohkakao und Süßwaren geregelt. Zur gleich⸗ 

mäßigen Verſorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln wurden 

für die Zeit ab 25. September 1939 die folgenden Lebensmittel 
karten ausgegeben: 

1. die Reichsbrotkarte für Brot und Mehl, 

2. die Lebensmittelkarte für Graupen, Grieß, Grütze, Hafer⸗ 
flocken, Teigwaren, Reis, Kaffee⸗Erſatzmittel und Kaffeeauſatz⸗ 
mittel, ſchwarzen Tee und grünen Tee, 

3. die Reichsfleiſchkarte für Fleiſch und Fleiſchwaren, 

4. die Reichsmilchkarte für Milch, 

5. die Reichsfettkarte für Butter, Butterſchmalz, Käſe, Quarg, 
Margarine, Pflanzenfett, Kunſtſpeiſefett und Speiſebl. 

6. die Reichskarte für Marmelade und Zucker. 


+ 


Besugſcheinpflicht für Mehl. Um eine gleichmäßige Verteilung 
der Mehlvorräte zu gewährleiſten, iſt die Bezugſcheinpflicht für 
Mehl eingeführt worden. Für Abſchnitt 1 und 2 der Ausweis⸗ 
karte werden je 250 Gramm Mehl abgegeben. 


— 


Herſtellung von Miſchfetten verboten. In einer Anordnung 
der Hauptvereinigung der Deutſchen Milch⸗ und ettwirtſchaft vom 
5. September 1939 wird die Herſtellung und eiterverarbeitung 
von Miſchfetten, Miſchungen von Rinderfetten untereinander und 
Miſchungen von Rinderfetten mit anderen tieriſchen Fetten, ein⸗ 
ſchließlich Knochenfetten, mit ſofortiger Wirkung berboten. 


* 
Milcherzeugung im Juli 1939. Entwicklung im Altreich: 
Durchſchnitte 
Geſamtntilcherzeugung milchertrag 
je Kuh 
Juli 1938 2,41 Milliarden kg 287 kg 
Juni 1939 2,52 Milliarden kg 258 kg 
Juli 1939 245 kg. 


2,40 Milliarden kg 


* 


Errichtung der Reichsſtelle Holz. Die ganz beſondere Bedeu⸗ 
tung ber Verſorgung unſerer Kriegswirtſchaft mit dem Roh⸗ und 
Werkſtoff Holz hat den Reichsforſtmeiſter veranlaßt, Beſtim⸗ 
mungen zu treffen, die das Geſamtgebiet der Forſtwirtſchaft und 
Holzwirtſchaft einheitlich zuſammenfaſſen und unter eine ſtraffe 
Zentralleitung ſtellen. Als Durchführungsorgan des Reichsforſt⸗ 
meiſters wurde eine Reichsſtelle für Holz errichtet, in der zukünftig 
alle Fäden der Deutſchen Holzerzeugung und Holzbedarfsdeckung 
zuſammenlaufen. 


Deutſchlands Außenhandel (reiner Warenverkehr) mit wich⸗ 


tigen europäiſchen Ländern im zweiten Kalendervierteljahr 1939. 
Entwicklung in Millionen Reichsmark: 


—— 


Deutſchlands 


Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(— 

nach aus Ausfuhr⸗(. 

Überſchuß 
Danzigs 6,7 6,9 5 
Belgien⸗Luxemburg 53,0 42,1 -+ 10,9 
Bulgarien 20,8 13,7 + 71 
Danemarcii S EDM 47,8 + 78 
Eitland . er e 6,7 + 0,2 
Finnland s 22,3 17,6 + 47 
Frankreich ee e 25,7 + 23,0 
Griechenland. 383,8 22,0 + 18 
Großbritannien 83,9 61,4 ＋ 22,5 
Irland 86 . + 04 
Sslonn Beben 17 0,8 + 09 
Walem ar 35 77,6 + 77 
Rugoflawien . Bon ron) 27,1 + 19,0 
Lettland n 8,4 + 4,9 
Mana u er 42 + 80 
Norwegen 42,7 25,6 -+ 17,1 
Polen 33,7 26,4 + 78 
Rumänien 57,0 47,6 — 9,4 
Schweiz 63,6 34,3 -+ 29,2 
Ungarn 49,7 49,0 . 
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